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Vorwort 
 
 
In dieser Veröffentlichung werden die Beiträge einer Veranstaltung zusammengefasst, die 
HIS gemeinsam mit dem ZTW der TU Clausthal im September des Jahres zum Thema „Ar-
beitssicherheit in Hochschulen“ durchgeführt hat. 
 
Die Intention der Veranstaltung geht aus der Ankündigung hervor: 
 
„Im Mittelpunkt stehen die ganz aktuellen Novellierungsvorhaben der Gefahrstoffverordnung 
und der Biostoffverordnung, die Konsequenzen aus der neuen Betriebssicherheitsverord-
nung und das Weißbuch der EU zur Chemikalienpolitik. Darüber hinaus werden erprobte 
organisatorische Lösungen im Sicherheitswesen von Hochschulen vorgestellt.“ 
 
Mit der Veranstaltung wurde das Ziel verbunden, die Auswirkungen der Gesetzesvorhaben 
auf die Hochschulen zu vermitteln und zur Diskussion zu stellen. Hiermit wollte HIS auch 
Informationen für die Vertretung der Hochschulinteressen insbesondere bei den derzeit lau-
fenden Gesetzgebungsverfahren erhalten. 
 
Durch diese Intention ist eine komprimierte Übersicht über die aktuelle Situation aus Hoch-
schulsicht entstanden, der einem breiten Adressatenkreis als Diskussionsgrundlage zugäng-
lich gemacht werden soll. 
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Zusammenfassung 
 
Die Novellierung der Gefahrstoffverordnung 
steht an. Der Entwurf steht im Netz, die Anhö-
rung hat stattgefunden. Die Interessen der 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
wurden dabei von Dr. Rinze und Dr. Neurieder 
vertreten. Es geht darum, herauszuarbeiten, 
welche Auswirkungen die Novelle auf die 
Hochschulen haben kann. Um Übrigen liegen 
zwischenzeitlich auch offizielle Stellungnah-
men anderer Interessengruppen vor, die kon-
trovers diskutiert werden. 
 
Die aktuell geltende Gefahrstoffverordnung 
regelt den Arbeitsalltag in Hochschullaborato-
rien, in denen mit Chemikalien umgegangen 
wird. HIS hat in einer Online-Befragung die 
Hochschulen gefragt, wie sich die Akteure vor 
Ort mit dem Reglement arrangiert haben und 
gibt damit wichtige Hinweise für die anste-
hende Novellierung. 
 
Mit der Gefahrstoffverordnung wird der Schutz 
der Beschäftigten (und Studierenden) rechtlich 
fixiert. Inwieweit diese Vorgaben in die betrieb-
liche Praxis umgesetzt werden und ob sie 
dann auch geeignet sind, das Schutzziel zu 
erreichen, erörtert in Ergänzung der Studie von 
HIS ein Praxisbericht aus dem Laborbereich 
einer Hochschule. 
 
Fußend auf dem Weißbuch der EU wurde der 
Entwurf einer EG-Verordnung im Mai 2003 
sehr früh zur Diskussion ins Netz gestellt. Un-
ter dem Agronym REACH gilt der Verord-
nungsentwurf – federführend bei der GD Um-
welt verortet – für alle Stoffe und ist an Arbeit-
nehmer und Verbraucher gerichtet. Trotz des 
sehr langen Zeithorizonts bis zur endgültigen 
Umsetzung in nationales Recht gilt es, sich 
rechtzeitig mit jenen neuen Anforderungen 
auseinander zu setzen, die auch und insbe-
sondere die Forschung und Lehre der Hoch-
schulen betreffen und beeinflussen können, 
wie z. B. „Duty of Care“ und „Duty of Under-
take“.  
  
Betriebliche Sicherheit ist eine zentrale Forde-
rung, die insbesondere in Arbeitsbereichen gilt, 
in denen mit Chemikalien, Maschinen oder 
Geräten umgegangen wird. Ergänzend, aus 
Kostengründen, auch teilweise alternativ zu 
technischen (Schutz-) Maßnahmen erhalten 
organisatorische Lösungen zunehmend mehr 
Bedeutung. Diese z. B. insbesondere, wenn 
kostenträchtige technische Maßnahmen im 
Widerspruch zur zeitlich geplanten Nutzung 
des Gebäudes stehen. 
 
 

 
 
Gleiches gilt, wenn organisatorische Maßnah-
men geforderte Elemente im Rahmen eines 
normierten Arbeitsschutzmanagementsystems 
sind. Das Beispiel der Universität Frankfurt 
zeigt, wie durch externe Moderation die betei-
ligten Kreise (Interessengruppen) einschließ-
lich des Universitätsbauamtes der Überwa-
chungsgebäude, konstruktive Lösungen orga-
nisatorischer Art erarbeitet werden. Die Bei-
spiele der Universitäten Paderborn, Wuppertal 
und Bremen belegen, wie unterschiedlich ver-
schieden normierte Managementsysteme den 
Arbeitsschutz berühren und weiterentwickeln. 
 
Mit dem In-Kraft-Treten der Betriebssicher-
heitsverordnung kann es quantitativ zu einer 
Vorschriften-Konzentration in einem Regelwerk 
und qualitativ zu mehr Freiheiten und Verant-
wortung für den Normadressaten. Für die 
Hochschulen gilt es, die Arbeitsmittel zu defi-
nieren, befähigte Personen zu benennen und 
die Durchführung und Aufzeichnung von Prü-
fungen festzulegen. Die Universität Bonn erar-
beitet in einer Arbeitsgruppe eine Handlungs-
anleitung (Nutzen von Freiheitsgraden, Ge-
währleisten der Nachvollziehbarkeit) für Hoch-
schulen, die abschließend mit der LUK NRW 
abgestimmt sein soll und auf dem Bremer Si-
cherheitsseminar 2004 vorgestellt werden soll. 
 
Die Biostoffverordnung ist im Oktober 1999 
veröffentlicht worden. Jetzt soll sie im Zuge der 
Novellierung der Gefahrstoffverordnung 
ebenfalls novelliert werden. Änderungen 
betreffen u. a. die arbeitsmedizinische Vor-
sorge mit den Pflicht- und Angebotsuntersu-
chungen. Wann dies geschieht, ist allerdings 
noch völlig offen. Mit der Biostoffverordnung 
wird (für die Hochschulen) ein Arbeitsbereich 
geregelt, der hoch spezialisiert und räumlich 
sowie personell eng begrenzt ist. 
 
Das Arbeitssicherheitsgesetz, im Speziellen 
eine GUV-Regelung, legt die Einsatzzeiten für 
Sicherheitsfachkräfte in Hochschulen fest. 
Hierbei sehen – je nach Relevanz – theore-
tisch-alternativ die Faktoren 0,3 und 1,5 zur 
Verfügung. Praxis ist jedoch die (unreflektierte) 
Übernahme des Faktors 1,5. Vor dem Hinter-
grund einer geplanten Analyse an Hochschu-
len in Nordrhein-Westfalen wurde HIS daher 
gebeten, auf Grundlage vorhandenen Zahlen-
materials, Modellrechnungen für die Einsatz-
zeiten durchzuführen. Ergebnis ist ein signifi-
kanter Unterschied der berechneten Einsatz-
zeiten, wenn in Hochschulen nach Bereichen 
für Faktor 0,3 und Faktor 1,5 unterschieden 
wird. 
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Friedrich Stratmann, HIS Hannover 
 

Stand und Umsetzung der Ge-
fahrstoffverordnung in den 
Hochschulen auf Grundlage 
einer Erhebung von HIS 
 
 
Einleitung 
 
Mit der Gefahrstoffverordnung wurde 1986 
ein rechtlicher Rahmen gesetzt, der die 
baulichen, technischen und organisatori-
schen Maßnahmen des Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzes in den Hochschulen 
und wissenschaftlichen Einrichtungen 
maßgeblich beeinflusst hat.  
 
Angesichts der bevorstehenden Novellie-
rung der Gefahrstoffverordnung aufgrund 
von EU-Vorgaben schien es sinnvoll, die 
Hochschulen nach ihren Erfahrungen mit 
den bisherigen Regelungen sowie nach 
deren Auswirkungen auf den Arbeits- und 
Gesundheitsschutz vor Ort zu befragen, 
um diese Erkenntnisse in die Novellierung 
einzubringen. Aus diesem Anlass hat HIS 
im Sommer 2002 mittels Online-Erhebung 
eine erste umfassende Evaluierung der 
Umsetzung der Gefahrstoffverordnung in 
Hochschulen durchgeführt. Beteiligt haben 
sich 109 Hochschulen und 31 separat an-
geschriebene Chemie-Fachbereiche. Hin-
sichtlich einer jetzt diskutierten Novellie-
rung sind folgende Ergebnisse der Erhe-
bung von Bedeutung. 
 
 
Ergebnisse 
 
Geltungsbereich der Gefahrstoffver-
ordnung 
Da die Gefahrstoffverordnung an das Ar-
beitsschutzgesetz angebunden wird, sind 
die Studierenden nicht mehr in den Gel-
tungsbereich einbezogen. Der größte Teil 
der Befragten hält dieses für verantwor-
tungslos. 
 
 

Verantwortlichkeit für die Umsetzung 
der Gefahrstoffverordnung 
Die BUK-Regel hat die Umsetzung der 
Gefahrstoffverordnung in der Hochschule 
durch Handlungsanleitungen positiv be-
einflusst. So führen 40 % der Befragten 
ein gestiegenes Verantwortungsbewusst-
sein und 50 % eine Erhöhung der Sicher-
heit auf den Einfluss der BUK-Regel zu-
rück. Allerdings erkennen 30 % auch eine 
Zunahme von Bürokratie. 
 
Erfassung von Gefahrstoffen in Katas-
tern 
Der Erfassung wird in den Hochschulen in 
der Regel in den Arbeitsbereichen unter-
schiedlich gehandhabt; Kriterien sind u. a. 
Mengen und Gefährlichkeit. 
 
Datenquellen für Gefahrstoffinformati-
onen 
Als Datenquellen für Gefahrstoffinformati-
onen beschränken sich die Chemie-
Fachbereiche auf drei zentrale Quellen: 
Sicherheits-Datenblätter, Chemikalienka-
taloge, öffentliche Gefahrstoff-Daten-
banken. 
 
Zuständigkeiten für die Stoffeinstufung 
und Anwenderberatung  
In den Hochschulen nimmt der Si-
cherheits-Ingenieur die zentrale Rolle bei 
der Beratung ein; in den Chemie-
Fachbereichen hat der Sicherheitsbeauf-
tragte einen ähnlichen Stellenwert. Für die 
Stoffeinstufung hat der Sicherheits-
Ingenieur keine Relevanz; hiermit sind das 
Leitungspersonal und daneben die Si-
cherheitsbeauftragten der Fachbereiche 
befasst. 
 
Einstufung von Zubereitungen und Er-
satzstoffsuche in Chemie-Fachberei-
chen 
Die Einstufung erfolgt überwiegend durch 
Vergleichsannahmen. Auf eine Einstufung 
wird zumeist nur verzichtet wenn es sich 
um Zwischenprodukte handelt. Gezielte 
Maßnahmen zur Ersatzstoffsuche erfolgen 
in fast 90 % der Praktika. 
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Durchführung der Gefährdungsbeurtei-
lung 
Eine Gefährdungsbeurteilung für alle Ar-
beitsbereiche nennen rund 75 % der 
Hochschulen mit Chemie und 65 % der 
Chemie-Fachbereiche. Nicht durchgeführt 
wollen es weniger als 10 % haben. Als 
Verfahren finden BG-Checklisten bzw. die 
Vorgaben der Universität Bonn/Universität 
Hamburg oder von HIS Verwendung, wo-
bei die BG-Checklisten favorisiert werden. 
Die Überprüfung der Wirksamkeit von 
Schutzmaßnahmen erfolgt in den Hoch-
schulen in erster Linie durch das Fachper-
sonal im Arbeits- und Umweltschutz, in 
zweiter Linie durch das Leitungspersonal 
der Fachbereiche. Für die Chemie-
Fachbereiche haben Sicherheitsbeauf-
tragte, Leitungspersonal und zentrales 
Fachpersonal einen gleichen Stellenwert. 
 
Arten von Betriebsanweisungen und 
Untersuchungen sowie Vorsorgeunter-
suchungen 
Von den Chemie-Fachbereichen werden 
Arbeitsbereichs- bzw. arbeitsplatz- und 
stoffgruppenbezogene Betriebsanweisun-
gen bevorzugt. Bedeutung erlangen die 
Betriebsanweisungen nur als Erleichte-
rungen für neue Mitarbeiter, sie werden oft 
als formaler Ballast empfunden. Die tradi-
tionellen Unterweisungen werden sehr 
kritisch gesehen. Als mögliche Alter-
nativen werden z. B. das Fünfminutenge-
spräch, regelmäßige Dienstbesprechun-
gen oder der Chemikalien-Führerschein 
genannt. Vorsorgeuntersuchungen sind 
auf chemische Bereiche und hier zentral 
auf Dauerbeschäftigte fokussiert. 
 
 
Auswirkungen der Gefahrstoffverord-
nung auf die Organisation und Infra-
struktur 
In den Chemie-Fachbereichen wird die 
Gefahrstoffverordnung nicht als Erschwer-
nis gesehen und hat i. d. R. sogar zu einer 
Verbesserung der Organisation beigetra-
gen; als erschwerend wird sie nur in weni-
gen Einzelfällen eingestuft.  
 

Darüber hinaus hat sie sich positiv auf die 
Lagerung, Abzüge und persönliche 
Schutzausrüstung ausgewirkt. 
 
Praxisnähe von Regelungen und Novel-
lierungswünsche 
Die Laborrichtlinie hat sich als besonders 
hilfreich erwiesen. Aber auch der Gefahr-
stoffverordnung an sich wird ein hohes 
Maß an Praxisnähe zugeschrieben. Aller-
dings wird die hohe Zufriedenheit in den 
Hochschulen von den Chemie-Fachberei-
chen deutlich weniger geteilt. 
 
Der Wunsch an die Novellierung der Ge-
fahrstoffverordnung wird weniger am in-
haltlichen als an einer Verschlankung und 
Abstimmung des Regelwerks konkretisiert. 
Insgesamt ist aus Sicht der Hochschulen 
eine Novellierung nicht erforderlich. 
 
 
Fazit 
 
Die Ergebnisse der im Sommer 2002 
durchgeführten Befragung stellen eine 
erste umfassende Evaluation der Gefahr-
stoffverordnung im Hochschulbereich dar 
und sollen zugleich wichtige Anregungen 
zur geplanten Novellierung geben. Mit der 
HIS-Kurzinformation B2/2003 werden die 
Ergebnisse in ausführlicher Form einer 
breiten Öffentlichkeit zugänglich gemacht. 
 
 
Der Autor: Dr. Friedrich Stratmann ist 
stellvertretender Abteilungsleiter bei HIS. 
 
Kontakt: stratmann@his.de 
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Thomas Lehmann, Freie Universität Berlin 
 

Stand und Umsetzung der Ge-
fahrstoffverordnung aus der 
Sicht eines Praktikers 
 
 
Einleitung 
 
Quälende Zögerlichkeiten der Universitä-
ten bei der Umsetzung der Gefahrstoff-
verordnung, Zurücknahme einer unglück-
seligen TRGS 451 und manch untaug-
licher Versuch zur Erstellung von Be-
triebsanweisungen in Praktika gehören zur 
Geschichte des vergangenen Jahrhun-
derts. Hinsichtlich der Arbeitssicherheit ist 
an den deutschen Universitäten eine ge-
wisse Ruhe eingekehrt. Arbeitssicherheit 
scheint ein etablierter Prozess zu sein, 
man neigt dazu, sich neuen Themen zu-
zuwenden, zum Beispiel einer stärkeren 
Berücksichtigung ökologischer, ganzheitli-
cher Aspekte in chemischen Praktika. 
 
 
Ist bezüglich der Arbeitssicherheit 
wirklich alles „in Butter“? 
 
Mitnichten! Noch immer ist Arbeitssicher-
heit ein formaler Akt, bei dem man immer 
wieder den Eindruck hat, dass das aller-
wichtigste weniger die Unterweisung 
selbst ist, sondern vielmehr die gleich zu 
Beginn in den Vordergrund gestellte sich 
selbst ausgestellte Bescheinigung, dass 
das was, man jetzt auch immer sagt oder 
in den nächsten Zeilen liest, jetzt bitte-
schön etwas ist, was konform mit § 20 
Gefahrstoffverordnung ist. Viele Unterwei-
sende schrecken vor eigenverantwortli-
chen Hinweisen zurück wie der Teufel vor 
dem Weihwasser und tragen lieber voll-
kommen unreflektiert alles an Informatio-
nen zusammen, was in Datenbanken oder 
Sicherheitsdatenblättern auch immer an 
Informationen zu finden ist – oder schlim-
mer noch:  
 
 

Lassen in chemischen Praktika diesen 
ganzen Wust die armen Studenten ermit-
teln und unterschreiben danach das zu-
sammengetragene Elaborat anstatt mit 
ihnen über diese Daten zu diskutieren. 
 
Eine Menge der gefundenen Informatio-
nen sind für Laborpersonal irrelevant. Kei-
nem Praktikanten wird man etwa zumuten, 
tapfer in einem lichterloh brennenden La-
bor auszuharren, um die entstehenden 
„Brandgase mit einem Sprühstrahl Wasser 
niederzuschlagen“. Praktikanten brauchen 
sich auch nicht darum zu sorgen, dass 
„Löschwasser nicht in die Kanalisation“ 
gelangt, denn sie haben um Himmels Wil-
len Laborbrände sowieso nicht mit Was-
ser, sondern mit dem Feuerlöscher zu 
löschen. Trotzdem findet man immer wie-
der genau solche Sätze in Sicherheitsan-
weisungen universitärer Einrichtungen. 
 
Sicherheitsdatenblätter müssen nun mal 
leider für jeden erdenklichen Leser geeig-
net sein. So ist der Gabelstaplerfahrer 
einer Cyclohexan verarbeitenden Firma 
sicher froh über den Hinweis, dass bei 
diesem Stoff die Bildung explosionsfähiger 
Dämpfe möglich ist. Er weiß dann, dass er 
seine Zigarette spätestens dann ausma-
chen muss, wenn ihm beim Transport eine 
Flasche von der Palette fällt und zerbricht. 
Universitäten bilden jedoch den akademi-
schen Nachwuchs aus. Dem Niveau die-
ser Ausbildung entsprechend gehören 
Sicherheitsaspekte mit den fachwissen-
schaftlichen Erkenntnissen verknüpft, was 
leider noch allzu häufig unterbleibt. Bei-
spiele: 
 

• Ob ein Lösungsmittel bei Raumtempe-
ratur zündfähige Dampf-/Luftgemische 
bilden kann, entscheidet der Flamm-
punkt. Ist der Flammpunkt einer Flüs-
sigkeit unterhalb Raumtemperatur, so 
ist mit dem Flammensymbol zu kenn-
zeichnen. 
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Ist diese Erkenntnis in einer Allgemei-
nen Betriebsanweisung verankert und 
vielleicht auch mal in einer Klausur ab-
geprüft, wird es überflüssig, Praktikan-
ten mit dem immer gleichen Hinweis 
vor den zündfähigen Gemischen das 
Hirn vollzukleistern. 

• Wenige Stunden Vorlesung im Fach 
physikalischer Chemie reichen aus, 
damit Studenten mittels der Allgemei-
nen Gasgleichung pV=nRT selbst er-
kennen können, dass ALLE organi-
schen Dämpfe schwerer als Luft sind 
und sich deshalb am Boden ausbreiten 
und an weit entfernten Stellen zünden 
können. (Alle? Nicht ganz... Es gibt ein 
einziges organisches Gas, welches 
leichter ist und zwei, die näherungs-
weise gleich schwer wie Luft sind. 
Welche sind das? Gibt es schwere und 
„ganz schwere Gase“?) Wenn das 
KLAR ist, kann jeder erneute Hinweis 
unterbleiben. 

 
 
Wie kann man Unterweisungen 
verbessern? 
 
Die GUV 19.17 sagt es ganz klar: Hinwei-
se zum sicheren Arbeiten im chemischen 
Ausbildungsbetrieb sind zu systematisie-
ren. Das Brandpotential von Aceton unter-
scheidet sich nicht von dem des Ethanols. 
Jede Differenzierung wäre nicht nur unnö-
tig, sondern sogar kontraproduktiv, weil es 
einen unnötigen Informationsballast er-
zeugt. 
 
Der geforderten Arbeitsplatzbezogenheit 
wird viel zu wenig Beachtung geschenkt. 
Ubiquitär ist die Befürchtung, selbst formu-
liertes könne vielleicht mit der Gefahrstoff-
verordnung nicht vereinbar sein. Da ist es 
wohl doch „sicherer“, lieber die Texte der 
Sicherheitsdatenblätter „nachprüfbar“ ab-
zuschreiben. 
 
Wem die Sicherheit im chemischen Labor 
wirklich am Herzen liegt, der darf sich aber 
nicht verstecken. Offensiv ins Labor gehen 
und gucken, was da eigentlich falsch ge-
macht wird, ist ein noch wichtigerer Schritt 

als die Lektüre eines Sicherheitsdatenblat-
tes. Zum Selbstverständnis der Universität 
gehört es, KOMPETENT hinsichtlich der 
zu vermittelnden fachwissenschaftlichen 
Inhalte zu sein. Seltsam, dass man bei 
Arbeitssicherheitsregelungen demgegen-
über bereitwilligst auf möglichst vorgefer-
tigte Formalismen zurückgreift. Dabei 
kann eine aktive Auseinandersetzung mit 
Fragen zur Arbeitssicherheit SPASS MA-
CHEN. Die Kompetenz, den Umgang mit 
gefährlichen Substanzen sicher zu beherr-
schen, kann genauso befriedigend sein 
wie diejenige, die man durch das chemi-
sche Fachwissen erwirbt. 
 
Eine weitere wichtige Voraussetzung zum 
sicheren Arbeiten ist die Vermeidung von 
Stress. Wenn 30 Praktikanten sich mor-
gens um 8 funktionstüchtige Magnetrührer 
prügeln müssen, wenn niemand weiß, wo 
man die Pasteur-Pipetten herbekommt, 
wenn es an Korkringen fehlt und die Prak-
tikanten deshalb nicht wissen, wie sie ihre 
Rundkolben abstellen sollen oder wenn 
der Professor seine Mitarbeiter nötigt, den 
Praktikumsdienst doch bitteschön neben-
bei zu erledigen und sich im übrigen vor-
rangig der Forschung zu widmen, so muss 
sich niemand wundern, wenn die Prakti-
kanten sehr bald das Versuchsprogramm 
nur noch zusammenschustern – koste es, 
was es wolle. Die Arbeitssicherheit bleibt 
dann auf der Strecke. Sicherheitsingenieu-
re, die chemische Praktika besichtigen, 
sind gut beraten, einmal nicht zuerst den 
Praktikumsleiter nach der Gefahrstoffliste 
zu fragen, sondern eher die Praktikanten, 
ob es im Praktikum gut läuft oder ob es 
Probleme gibt. 
 
Arbeitssicherheit ist etwas, was „von oben“ 
durchgesetzt werden muss. Immerhin hat 
man begriffen, dass man Praktikanten 
gegenüber die Fürsorgepflicht hat und 
nötigt sie deshalb geflissentlich, wenigs-
tens die formalen Dinge einzuhalten, also 
z.B. Kittel und Schutzbrille zu tragen. Aber 
wie ist das in den Arbeitsgruppen? Be-
kanntlich gibt es Chefs, die vorrangig an 
den wissenschaftlichen Ergebnissen inte-
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ressiert sind und weniger daran, unter 
welchen Bedingungen sie zustande ge-
bracht wurden. Gelegentliche Besuche 
und Mängelrügen der Aufsichtsbehörde – 
auch zum Beispiel nach einem Unfall – 
pflegen bei Professoren einen Effekt hek-
tischer Betriebsamkeit auszulösen. In der 
Regel legt sich die Unruhe jedoch alsbald 
wieder: Die meisten Professoren sind nicht 
bereit, Arbeitssicherheit als einen kontinu-
ierlichen Prozess zu begreifen, sondern 
allenfalls als etwas, was man mit einer 
punktuellen Verfügung von Maßnahmen 
organisatorisch „in den Griff“ kriegen 
muss, wobei die Sicherstellung der Ein-
haltung der Maßnahmen alsbald unter-
bleibt, weil die Forschung dann eben doch 
wieder wichtiger ist. 
 
Im Gegensatz zum Praktikumssaal sind im 
Mitarbeiterlabor deshalb Schutzbrille und 
Kittel nicht selten nur lästiges Beiwerk. 
Auch katastrophale arbeitshygienische 
Verhältnisse an den Mitarbeiterarbeitsplät-
zen sind eher tolerierte Tagesordnung als 
beanstandete Ausnahme. Ein Mitarbeiter 
wird es eher vermeiden, seinen Chef um 
Rat hinsichtlich des Umgangs mit einer 
gefährlichen Chemikalie zu fragen, denn 
dies könnte ja vom Chef als Ängstlichkeit, 
als mangelnde Kompetenz – eben als 
Blöße gewertet werden. Wie viel falsch 
gemachtes bleibt bei diesen Gegebenhei-
ten wohl unentdeckt? 
 
 
Wo liegen die Probleme? 
 

• Ein Professor handelt hinsichtlich der 
Führung seiner Arbeitsgruppe weitge-
hend autark. Es gibt kein innerbetrieb-
liches Aufsichtsgremium, welches mit 
Weisungsbefugnis Mängel einer Ar-
beitsgruppe aufdecken und auf Besei-
tigung dringen könnte. 

• Ein Professor ist ein Wissenschaftler. 
Arbeitssicherheit hält er eher für die 
Aufgabe der Mitarbeiter, die ja bereits 
einen berufsqualifizierenden Abschluss 
der im Übrigen höchstrangigen staatli-

chen Bildungseinrichtung haben und 
„es also schließlich wissen müssen“. 

• Die Mitarbeiter haben aber als Studen-
ten nicht selten Sicherheitsbelehrun-
gen über sich ergehen lassen müssen, 
die sachfremd, mit Paragraphen auf-
gebläht waren oder simpel nach dem 
Motto: „Macht bloß keinen Scheiß!“ ab-
liefen. Sicherheit wird durch solche 
Schulung als etwas Abgehobenes an-
gesehen, als etwas, was mit dem tägli-
chen Laboralltag nichts zu tun hat. 
Verständlich, dass der zum Assisten-
ten mutierte Student sich nicht anders 
zu helfen weiß, als die gleichen sach-
fremden Unterweisungen wieder an 
die nachfolgende Studentengeneration 
weiter zu geben. 

• Rechtskundevorlesungen werden in 
den Studienplänen gerne für Anfänger 
angeboten, damit das möglichst 
schnell abgehakt wird und die übrigen 
Semester dann für die reine Fachwis-
senschaft zur Verfügung stehen. Wer 
aber noch keine eigenen Erfahrungen 
im Umgang mit Chemikalien hat, kann 
kaum Verständnis für die in der Vorle-
sung vermittelten Regularien entwi-
ckeln. Man paukt also für die Klausur 
und vergisst den Stoff dann möglichst 
bald wieder, denn er hat anschließend 
keinerlei Bedeutung mehr. 

 
 
Fazit 
 
Arbeitssicherheit ist ein Ausbildungsge-
genstand, der eng mit den fachwissen-
schaftlichen Inhalten verbunden werden 
kann (und muss!). Ihr gebührt der gleiche 
selbstverständliche Rang, wie üblichen 
fachlich-chemischen Ausbildungsinhalten. 
Wird Arbeitssicherheit von Assistenten 
oder Praktikanten als dröge empfunden, 
so stimmt etwas mit der Ausbildung nicht! 
An diesem Problem muss hier und da 
noch gearbeitet werden. 
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Um Alternativen für bessere Unterwei-
sungen aufzuzeigen, wurde beim Vor-
trag der folgende Versuch durchge-
führt:  
Ein Stückchen Grillkohle lässt sich mit 
flüssigem Grillkohlenanzünder erwar-
tungsgemäß entzünden. Überraschender-
weise ist aber reiner Grillkohlenanzünder, 
von dem einige Milliliter in eine Petrischale 
gegossen wurden, bei Raumtemperatur 
nicht zündfähig. Dies gelingt erst nach 
Erwärmen auf einer Heizplatte. Die Flüs-
sigkeit des Grillkohlenanzünders hat aus 
Sicherheitsgründen einen Flammpunkt 
oberhalb Raumtemperatur. Auf der 
schlecht Wärme leitenden Kohle wird die 
Stelle der Kohle, an die die Flamme gehal-
ten wird, schnell auf Temperaturen ober-
halb des Flammpunktes erhitzt: Die mit 
dem Anzünder getränkte Kohle zündet. 
Der unbedarfte Hobbygärtner, der zur 
Verstärkung des Feuers weiteren Anzün-
der in die Glut gießt, bleibt ungefährdet, 
weil die Flamme beim Gießen nicht zur 
Flasche in der Hand des Leichtsinnigen 
hochspringen kann. 
 
 
Der Autor: Dr. Thomas Lehman ist als 
Studienrat im Hochschuldienst Prakti-
kumsleiter und Sicherheitsbeauftragter am 
Institut für Chemie an der FU Berlin. 
 
Kontakt: tlehmann@chemie.fu-berlin.de 
 
Internet:  
http://userpage.chemie.fu-
berlin.de/~tlehmann/index.html 
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Peter Rinze, Universität Hamburg 
 

Novellierung der Gefahrstoff-
verordnung und Konsequen-
zen für die Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen 
Praktikers 
 
 
Einleitung 
 
Die Novellierung der Gefahrstoffverord-
nung ist ein Projekt, das das Bundesminis-
terium für Arbeit und Sozialordnung seit 
1998 umtreibt. Einerseits machen eine 
ganze Reihe von nicht vollständig umge-
setzten EG-Richtlinien, insbesondere die 
Gefahrstoffrichtlinie 98/24/EG, aber auch 
die älteren Richtlinien, die Arbeitsschutz-
Rahmenrichtlinie 89/391/EWG und die 
darauf basierende Krebsrichtlinie 
90/395/EWG in der jetzt geltenden Fas-
sung, dieses erforderlich. Andererseits 
sollte auch den Umsetzungsproblemen bei 
der Gefährdungsermittlung und den dar-
aus zu ziehenden Konsequenzen Rech-
nung getragen werden. So sollte der an-
gelsächsische Ansatz, dabei nicht nur die 
stoffinhärenten Gefahren, sondern beson-
ders die umgangsspezifischen Risiken bei 
der Auswahl der Schutzmaßnahmen zu 
berücksichtigen, auch in deutsches Recht 
Eingang finden. 
 
Letzteres soll zu angemessenen Schutz-
maßnahmen („adequate control") führen 
und verhindern, dass die stringenten, an 
den stoffinhärenten Gefahren anknüpfen-
den Konzepte, die zumindest in Klein- und 
Mittelbetrieben kaum umgesetzt werden, 
zu einer Scheinsicherheit führen. Dieses 
neue Schutzstufenkonzept („control ap-
proaches") wurde unter dem Stichwort 
„Ampelmodell" in die ersten Entwürfe einer 
neuen Gefahrstoffverordnung eingeführt. 
 
 
 
 
 

Dabei wurde jedoch der angelsächsische 
Ansatz durch das Anreichern mit deut-
schen polizeirechtlichen Elementen wie 
Genehmigungs- und Überwachungsvor-
behalten so verändert, dass die Industrie-
verbände diesen  – ohne die typisch teu-
tonischen Varianten eigentlich sinnvollen, 
weil angemessenen – Entwurf nicht ak-
zeptierten. 
 
Der inzwischen eingetretene Zeitdruck 
(Umsetzungspflichten gegenüber der EG – 
inzwischen war aus einer „Gefahrstoffver-
ordnung 2000" eine „2003" geworden) und 
das neue Konzept zur Ankurbelung der als 
paralysiert empfundenen deutschen Wirt-
schaft durch Maßnahmen zum Bürokratie-
abbau führte zu dem jetzt vorliegenden 
Referentenentwurf des neuen Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft und Arbeit.  
 
Damit soll, ähnlich wie bei der Betriebssi-
cherheitsverordnung oder auch beim neu-
en Kabinettsbeschluss zur Arbeitsstätten-
verordnung, eine Lösung angestrebt wer-
den, die weitgehend EG-Vorgaben 1:1 
umsetzt und des Weiteren obrigkeitsstaat-
liche Detaillösungen vermeidet und statt-
dessen Schutzpflichten für die Arbeitgeber 
festschreibt. Dabei wird diesen auf den 
ersten Blick eine weitgehende Entschei-
dungskompetenz beim Erfüllen dieser 
Pflichten zugesprochen, wenn sie nicht 
erneut mit detaillierten Technischen Re-
geln zugeschüttet werden.  
 
Wie immer ist diese Zunahme an Freiheit 
jedoch mit einer unbequemeren Zunahme 
an Verantwortung verbunden.  
 
Der Arbeitgeber ist dafür verantwortlich, 
dass seine Entscheidungen auch zu dem 
Erfolg führen, den er anstreben muss. Er 
kann sich dabei nicht mehr so häufig wie 
früher hinter kleinkariert geschriebenen 
Handlungsvorschriften (Stichwort „Vermu-
tungswirkung") verstecken. 
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Erläuterung durch Beispiele 
 
1. Aufbewahrung von Gefahrstoffen 
 
In § 8 Abs. 7 des Entwurfs wird die 
Grundpflicht festgesetzt: 
Gefahrstoffe sind so aufzubewahren oder 
zu lagern, dass sie die menschliche Ge-
sundheit und die Umwelt nicht gefährden. 
Es sind dabei geeignete und zumutbare 
Vorkehrungen zu treffen, um den Miss-
brauch oder einen Fehlgebrauch nach 
Möglichkeit zu verhindern. 
 
Detailvorschriften wie die, giftige und sehr 
giftige Stoffe unter Verschluss aufzube-
wahren, werden nicht mehr ausgeführt. 
Vielmehr ist es Angelegenheit des Arbeit-
gebers, sich selbst zu überlegen, wie er 
seiner Grundpflicht nachkommen kann. Er 
wäre jedoch absolut falsch beraten, wenn 
man ihm sagte: „Du kannst jetzt deine Gif-
te (z.B. NaCN-Kugeln) frei durch den Be-
trieb rollen lassen.“ Also könnte das siche-
re Verschließen von giftigen und sehr gifti-
gen Stoffen und Zubereitungen durchaus 
eine zielgerechte Maßnahme sein. 
 
2. Hygienemaßnahmen 
 
In § 18 werden detaillierte Hygienemaß-
nahmen für den Umgang mit Karzinoge-
nen festgelegt. Für den Umgang mit ande-
ren Gefahrstoffen geschieht dieses nicht. 
Das bedeutet aber keinesfalls, dass sol-
che Maßnahmen nicht eingehalten werden 
müssten. 
 
Vielmehr ist der Arbeitgeber nach dem 
BGB und dem Arbeitsschutzgesetz ver-
pflichtet, die Gesundheit und die Sicher-
heit der Beschäftigten bei allen Tätigkeiten 
mit Gefahrstoffen sicherzustellen.  
 
Deshalb wird im 3. Abschnitt des Verord-
nungsentwurfs ein systematisches Verfah-
ren zur Ermittlung und Beurteilung von 
„Gefährdungen" (= Risiken) vorgeschrie-
ben, das gleichzeitig die Festlegung von 
Schutzmaßnahmen beinhaltet. Je nach 
Ausmaß des Risikos und der Sinnhaftig-

keit der Maßnahme muss der Arbeitgeber 
z. B. festlegen, ob unter anderem Du-
schen in einer bestimmten Anzahl erfor-
derlich sind oder ob er ein Verbot von Es-
sen und Trinken im Labor aussprechen 
muss. 
 
Für den, der über seinen eigenen 
Verstand hinaus dabei auch auf andere 
Ressourcen zurückgreifen möchte, wird 
auf die Technischen Regeln Gefahrstoffe 
verwiesen, deren Einhaltung im angemes-
senen Rahmen garantiert, dass der Ar-
beitgeber keine vorwerfbaren Fehler be-
geht.  
 
Mindeststandards für Schutzmaßnahmen 
sind z.B. in der TRGS 500 festgelegt. 
 
3. Betriebsanweisungen 
 
Betriebsanweisungen, die leider häufig als 
Feigenblätter des Gefahrstoffrechts pro-
duziert wurden und in der Praxis ein jäm-
merliches Alibi-Dasein fristeten, werden im 
Entwurf nicht mehr explizit erwähnt. Es 
gibt aber auch keine Vorschrift, die Be-
triebsanweisungen verbietet.  
 
§ 12 des Entwurfs begründet Unterrich-
tungs- und Unterweisungspflichten, in de-
ren Mittelpunkt die Ergebnisse der Ge-
fährdungsermittlung und -beurteilung so-
wie Sicherheitsdatenblätter und Gefahr-
stoffverzeichnisse stehen. Darüber hinaus 
können Betriebsanweisungen auch wei-
terhin für alle diejenigen, die gute Erfah-
rungen damit gemacht haben, ein vorran-
giges Mittel zur Unterrichtung und Unter-
weisung sein. 
 
Die Verknüpfung der Sicherheitsdatenblät-
ter mit den Gefahrstoffverzeichnissen ist 
begrüßenswert und heute technisch 
durchaus realisierbar. 
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Wichtig für Hochschulen 
 
Für die Umsetzung des neuen Konzepts 
an den Hochschulen und Forschungsein-
richtungen ist das folgende zu beachten: 
Unabhängig von der Art des sich durch-
setzenden Schutzstufen- bzw. Grenzwert-
konzepts wird der zentrale Bestandteil des 
zukünftigen Gefahrstoffmanagements die 
Gefährdungsermittlung und -beurteilung 
sein.  
 
Dabei ist die Zusammenarbeit von Chemi-
kerinnen und Chemikern, Sicherheitsfach-
kräften und Medizinerinnen und Medizi-
nern, die alle über toxikologische Zusatz-
kenntnisse verfügen sollten, unabdingbar, 
insbesondere, wenn es sich um Laborbe-
reiche in naturwissenschaftlicher und me-
dizinischer Lehre und Forschung handelt.  
 
In anderen Bereichen wie Werkstätten und 
gewerblichen Einrichtungen kann weitge-
hend auch weiterhin auf die in Sicher-
heitsdatenblättern vorhandenen Basisin-
formationen und solche aus der Gebinde-
kennzeichnung zurückgegriffen werden.  
Von der Qualität der Gefährdungsermitt-
lung und -beurteilung wird es abhängig 
sein, mit welchem Maß an Sicherheit zu-
künftig gerechnet werden kann. 
 
Ein Jedermann-„System" für das Gefahr-
stoffmanagement, bei dem nahezu ohne 
Fachkenntnisse der sichere Umgang mit 
Gefahrstoffen gewährleistet werden kann, 
ist ein gefährlicher Traum, der nur bei 
Hilfsstoffen wie Farben, Klebstoffen und 
Haushaltsreinigern zielführend sein kann. 
 
Es ist somit eine Qualitäts- und Kompe-
tenzverbesserung bei der Anwendung von 
Sicherheitsfachwissen anzustreben. Die 
Überarbeitung des Arbeitssicherheitsge-
setzes in der Weise, dass Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit und Arbeitsmedizin auch 
in operativen Bereichen einzusetzen sind, 
ist zu erwarten. 
 
 
 

Dieses bedingt einen verantwortungs- und 
entscheidungsfreudigen Typ von Sicher-
heitsfachkräften.  
 
 
Der Autor: Dr. rer. nat. Peter Rinze ist 
Leitender Wissenschaftlicher Direktor im 
Verwaltungsdienst und begleitet seit lan-
gem die Rechtsetzung im Gefahrstoffbe-
reich. Er leitet an der Universität Hamburg 
die Verwaltungsabteilung „Arbeitssicher-
heit und Umweltschutz". 
 
Kontakt: peter.rinze@uni-hamburg.de 
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Ingo Holzkamm, HIS Hannover 
 

Sicherheits-Check der chemi-
schen Institute der Universität 
Frankfurt 
 
 

Anlass und Ziel 
 
Die Universität Frankfurt hat HIS beauf-
tragt, in Zusammenarbeit mit der Universi-
tätsverwaltung und dem Fachbereich 
Chemie einen Sicherheits-Check für die 
Chemiegebäude auf dem Campus Ried-
berg durchzuführen. Die Gebäude sind 
nach etwa 25-jähriger Nutzung sanie-
rungsbedürftig.  
 
Mit diesem Check sollen die notwendigen 
organisatorischen und baulich/technischen 
Maßnahmen ermittelt werden, die eine 
zeitlich auf sechs Jahre befristete Auf-
rechterhaltung des Betriebs der Gebäude 
ermöglichen. Nach diesem Zeitpunkt soll 
die Chemie in einem Neubau unterge-
bracht werden.  
 
Der Sicherheits-Check umfasst die Ermitt-
lung und Bewertung von Gefährdungspo-
tenzialen für Personen und Umwelt, die 
sich im Zusammenhang mit der Nutzung 
für Lehre und Forschung in der Chemie 
ergeben (Umgang mit Gefahrstoffen) und 
die Entwicklung eines Maßnahmenkata-
logs von organisatorischen, baulichen und 
technischen Maßnahmen, der die Beson-
derheit der befristeten Nutzung sach- und 
kostenadäquat berücksichtigt.  
 
Der Check soll damit auch gegenüber den 
zuständigen Aufsichtsbehörden als Nach-
weis für einen verantwortungsvollen Ar-
beits-, Gesundheits- und Umweltschutz 
der Universität dienen. 
 
 
Durchführung 
 
An dem Projekt sind diejenigen Personen 
bzw. Statusgruppen beteiligt, die Einfluss 

auf und Verantwortung für die Gewährleis-
tung der Sicherheit in den chemischen 
Labors haben. Hierbei nimmt HIS, neben 
der konzeptionellen Arbeit, die Funktion 
des Moderators wahr. Aus arbeitsorgani-
satorischen Gründen wurden verschiede-
ne Arbeitsgruppen gebildet. Das gesamte 
Projekt wird von einer „großen Arbeits-
gruppe“ begleitet, die sich aus Vertreterin-
nen und Vertretern der chemischen Institu-
te, der Universitätsverwaltung, den exter-
nen Sicherheitsfachkräften und dem 
Staatsbauamt zusammensetzt. Sie berät 
grundsätzliche Fragestellungen der Pro-
jektdurchführung und nimmt die Arbeitser-
gebnisse ab. In einer „kleinen Arbeits-
gruppe“ werden die in der Bestandsauf-
nahme ermittelten Gefährdungspotenziale 
labor- bzw. arbeitsbereichsspezifisch im 
Detail bewertet und ein konkreter Maß-
nahmenplan entwickelt.   
 
Der Projektablauf lässt sich in folgende 
Arbeitsschritte gliedern: 

1. Entwicklung eines Erhebungsinstrumen-
tariums zur Ermittlung von Gefährdungs-
potenzialen durch HIS. 

2. Erfassung von raumbezogenen Basis-
daten zur Eingrenzung vorhandener Ge-
fährdungspotenziale durch die Arbeitskrei-
se vor Ort. 

3. Durchführung von Sicherheitsgesprä-
chen in den Arbeitskreisen und in speziel-
len Arbeitsbereichen (z. B. Werkstätten) 
durch ein Team aus Vertretern des betrof-
fenen Arbeitsbereichs und der Universi-
tätsverwaltung sowie die Sicherheitsbeauf-
tragten des Fachbereichs bzw. der Insitu-
te, die externe Sicherheitsfachkraft und 
HIS. An das jeweilige Sicherheitsgespräch 
schließt sich eine Begehung von Räumen 
des betrachteten Bereichs, die aufgrund 
der ermittelten Basisdaten Gefährdungs-
potenziale aufweisen bzw. vermuten las-
sen, an.  

4. Verdichtung der Ergebnisse des Sicher-
heits-Checks mit Hilfe eines speziell ent-
wickelten Bewertungsschemas durch HIS. 

5. Bewertung der Bestandsaufnahme und  
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Entwicklung von erforderlichen Maßnah-
men im Sinne eines „Masterplans Sicher-
heit“ durch die „kleine Arbeitsgruppe“. 

6. Abstimmung des Masterplans mit den 
chemischen Instituten und der Leitung der 
Universitätsverwaltung. 

7. Abschließende Vorstellung der Ergeb-
nisse und einvernehmliche Verständigung 
auf eine Vorgehensweise mit den zustän-
digen Überwachungsbehörden. 
 
Mit diesem Projektablauf wird deutlich, 
dass die operativen Aufgaben (insbeson-
dere Bestandsaufnahme) in den Händen 
des Personals der Universität Frankfurt 
liegen. Rolle von HIS ist es dabei, ein me-
thodisches Instrumentarium für Erfassung 
und Bewertung bereit zu stellen, beratend 
zur Seite zu stehen, auf den Sitzungen der 
Arbeitsgruppen moderierend tätig zu sein 
sowie die Ergebnisse aufzubereiten und 
zu dokumentieren. Dabei kommt es darauf 
an, auf die Einvernehmlichkeit der Ergeb-
nisse sowie die stringente Abwicklung des 
Gesamtvorhabens (Zeitbudget insgesamt 
sechs Monate) hinzuwirken. 
 
 
Ergebnisse 
 
Für das Vorhaben hat die koordinierte Er-
fassung der Ist-Situation zentrale Bedeu-
tung. Ein Leitfaden zur Orientierung bei 
der Durchführung der Sicherheitsgesprä-
che und Begehungen hat sich methodisch 
und inhaltlich bewährt  
 
Bei der Bewertung der Ergebnisse der Ist-
Analyse stehen verschiedene Aspekte im 
Mittelpunkt, wie z. B. die Einschätzung des 
Gefährdungspotenzials, die Nutzung der 
vorhandenen (Sicherheits-)Ausstattung, 
die Möglichkeit von Nutzungsänderungen 
und -verlagerungen, Höhe des tatsächlich 
benötigten täglichen Chemikalienbedarfs.  
 
 
 
 
 

Fazit 
 
Mit dem Sicherheits-Check und seinem 
daraus resultierenden Maßnahmenplan 
liegt eine transparente Entscheidungs-
grundlage vor. Der Plan umfasst nicht nur 
bauliche und technische sondern auch 
organisatorische Maßnahmen.  
 
Die Bewertung der Gefährdungspotenziale 
und die Entwicklung von Maßnahmen 
wurde interaktiv in der Arbeitsgruppe vor-
genommen, so dass ein Abgleich ver-
schiedener Sichtweisen möglich war und 
letztendlich ein einvernehmliches Ergebnis 
erreicht wurde, das sich auf die notwendi-
gen Maßnahmen zur Behebung der wirk-
lich wichtigen, das heißt, Mensch und 
Umwelt gefährdenden Mängel, be-
schränkt.  
 
Als „Nebenprodukt“ der Bestandsaufnah-
me liegt mit der Raumdatenbank eine Do-
kumentation vor, die den aktuellen Sicher-
heitsstand und die Nutzung jedes einzel-
nen Raums wiedergibt. Sie kann auch für 
die Zukunft  – unter der Voraussetzung 
der laufenden (relativ unaufwändigen) Ak-
tualisierung – die Basis für übergreifende 
Gefährdungsbeurteilungen bilden. 
 
HIS bietet diese Unterstützung auch ande-
ren Hochschulen an. Voraussetzung ist, 
dass das Vorhaben auf einzelne Gebäude 
beschränkt ist und dass die dezentrale 
Datenaufnahme der Basisdaten durch 
Personal der Hochschule erfolgt. Die Rolle 
von HIS, als unabhängigem Dritten liegt 
insbesondere in der Steuerung, 
Moderation und Ergebnisdokumentation. 
Dass dieses Konzept Erfolg versprechend 
ist, haben die Ergebnisse an der Universi-
tät Frankfurt bestätigt. 
 
Der Autor: Dipl.-Ing. Ingo Holzkamm ist 
Projektleiter im Arbeitsgebiet Arbeits- und 
Umweltschutz bei HIS. 
 
Kontakt: holzkamm@his.de 
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Diana Riedel, Universität Paderborn 
 

Management des Department 
Chemie der Universität Pader-
born nach SCC 

 
 
Ausgangssituation 
 
Das Department Chemie der Fakultät für 
Naturwissenschaften der Universität Pa-
derborn, mit 15 Hochschullehrern, ca. 60 
Mitarbeitenden und ca. 400 Studierenden, 
Doktoranden und Doktorandinnen, hat seit 
Mitte 2000 eine Zertifizierung des Sicher-
heitsmanagementsystems am Maßstab 
eines normierten Systems angestrebt. 
Grund hierfür war, die Bündelung aller 
bereits bestehenden Aktivitäten in ein Ma-
nagementsystem zur Optimierung des 
Arbeits-, Gesundheits- und Umweltschut-
zes. 
 
 
Managementsystem 
 
Als normiertes Managementsystem wurde 
das SGU-Managementsystem (SGU = 
Sicherheit, Gesundheit, Umweltschutz) 
ausgewählt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 1: Einführung 
eines SGU-Systems 

Diese Norm umfasst ein Managementsys-
tem zum Arbeitsschutz unter Berücksichti-
gung von relevanten Gesundheits- und 
Umweltschutzaspekten. Als Maßstab wur-
de hierfür der sog. SCC-Standard (SCC = 
Sicherheits-Certifikat-Contractoren) der 
chemischen Industrie angestrebt, der als 
wichtige Forderungen u. a. eine 
Grundsatzerklärung, eine Bestandsauf-
nahme mit Aktionsplan, die Aus- und Wei-
terbildung von Führungskräften sowie Be-
schäftigten im Arbeits- und Gesundheits-
schutz vorsieht. 
 
 
Durchführung 
 
Beteiligt an der Einführung von SGU wa-
ren neben dem Department Chemie das 
Sachgebiet Arbeits- und Umweltschutz 
aus der Verwaltung der Universität Pader-
born, welches beratend im SGU-
Managementteam mitarbeitet, das Institut 
für Energie- und Verfahrenstechnik, dass 
das Know-how aus ihrem Bereich in das 
Sicherheitsmanagement im Department 
Chemie einbrachte, das VQZ (Verband für 
Qualität und Zertifizierung) in Bonn, als 
Prüfstelle sowie die Landesunfallkasse 
(LUK) NRW. Die LUK unterstütze das Pro-
jekt finanziell und übernahm die Kosten für 
Personal und ist zugelassene SCC-
Prüfungsorganisation. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Grundsatz- 
erklärung  

Start 

Ist-Analyse 

Managementsystem 

Aktionsplan 

Zertifizierung 

Schulung 

3-Jahres-
Zyklus 
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Die Einführung und den kontinuierlichen 
Zyklus stellt Abb. Einführung eines SGU-
Systems dar. 
 
Den Start in das Vorhaben bildete eine 
Informationsveranstaltung mit Auftakt-
workshop. Hieran waren alle Statusgrup-
pen der Chemie im Oktober 2000 beteiligt. 
In nachfolgenden Workshops wurden ge-
meinsam die Stärken und Schwächen im 
Arbeits- und Umweltschutz erarbeitet. An-
schließend wurde das o. g. Management-
team gegründet. Dieses Team ersetzt den 
sonst üblichen Managementbeauftragten. 
Dadurch wurde sichergestellt, dass alle 
Ebenen und Bereiche des Departments 
Chemie in das System einbezogen wur-
den. Dieses Team entwickelte das SGU-
Handbuch, dessen wesentlicher Punkt die 
Sicherheitsphilosophie darstellt: 
 
Wir sind bestrebt, unsere Leistungen in 
den Bereichen Sicherheit, Gesundheit und 
Umweltschutz ständig zu verbessern. In 
diesem Zusammenhang verfolgen wir ins-
besondere folgende Ziele: 
 
Höchstmöglichen Schutz für unsere Mitar-
beitenden und Studierenden 
 
Bei der täglichen Arbeit in Forschung und 
Lehre genießen die Arbeitssicherheit und 
der Gesundheitsschutz höchste Priorität. 
Die hierbei auftretenden Risiken werden 
durch geeignete Maßnahmen minimiert. 
 
Durch regelmäßige und umfangreiche 
Schulungen unserer Mitarbeitenden und 
Studierenden wird das Wissen über Ar-
beitssicherheit und Gesundheitsschutz auf 
dem aktuellen Stand gehalten. 
 
Schutzmaßnahmen werden in enger Zu-
sammenarbeit mit der Universitätsverwal-
tung kontinuierlich optimiert und an den 
Stand der Technik angepasst. 
 
Sicherheitsbewusste Ausbildung 
 
Doktoranden und Doktorandinnen, Studie-
rende und Lehrlinge werden in ihrer späte-

ren beruflichen Laufbahn verantwortungs-
volle Tätigkeiten ausüben. Daher ist es für 
uns von besonderer Bedeutung, das Si-
cherheitsbewusstsein von Beginn der 
Ausbildung an zu entwickeln und zu stär-
ken. Sicherheitsbewusstes Arbeiten wird 
somit zur Selbstverständlichkeit, die im 
späteren Berufsleben weiter gegeben 
wird. 
 
Unsere Professoren, Professorinnen und 
Mitarbeitenden haben Vorbildfunktion und 
leben sicherheitsbewusstes Verhalten vor. 
 
Gewährleistung der Sicherheit weiterer 
Personengruppen 
 
Alle Laboratorien und die Räume des 
Technikums sind gegen das unbefugte 
Betreten gesichert. Besuchergruppen, 
Reinigungskräfte und andere erhalten nur 
Zutritt nach entsprechender Unterweisung. 
 
Schutz unserer Umwelt 
 
Ziel ist es, die negativen Auswirkungen 
unserer Tätigkeit auf die Umwelt so gering 
wie möglich zu halten.  
 
Emissionen werden nach Möglichkeit ver-
mieden oder nach dem jeweiligen Stand 
der Technik gemindert. Wir setzen unsere 
Ressourcen durch Kreislaufführung effi-
zient ein und entsorgen die anfallenden 
überwachungsbedürftigen Abfälle ord-
nungsgemäß über das Zentrale Sonderab-
fall Lager (ZSL). 
 
Vermeidung von Sachschäden 
 
Durch konsequente Erfassung und Aus-
wertung der „Beinahe-Unfälle” soll unser 
erklärtes Ziel, die Minimierung von Ge-
fährdungspotenzialen, auch gegenüber 
Sachgut erreicht werden. Fachliche Kom-
petenz sowie Sauberkeit und Ordnung an 
den Arbeitsplätzen sind wichtige Voraus-
setzungen zur Vermeidung von Arbeitsun-
fällen und Sachschäden. 
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Information und Überwachung 
 
Durch Begehungen in den einzelnen Ar-
beitsbereichen werden die Einhaltung un-
serer strengen Sicherheitsnormen, die 
Wirksamkeit von Verbesserungsmaßnah-
men sowie das Erreichen unserer Ziele 
regelmäßig überprüft. 
 
Eine geeignete Organisation und Doku-
mentation stellt in den einzelnen Arbeits-
bereichen sicher, dass eine umfassende 
Betreuung in Fragen der Sicherheit, des 
Gesundheits- und Umweltschutzes nach-
haltig gewährleistet wird. 
 
Wir betreiben eine offensive Informations-
politik. Sowohl unsere Mitarbeitenden und 
Studierenden als auch die Öffentlichkeit 
werden kontinuierlich durch geeignete 
Medien über unsere Maßnahmen und 
Leistungen zur Gewährleistung der Si-
cherheit, des Gesundheits- und Umwelt-
schutzes informiert. 
 
Die Auswertung der Bestandsanalyse, 
ergab, dass der überwiegende Teil der 
Defizite mit 63 % organisatorischer Art und 
mit 34 % technologischer Art waren. Der 
durch persönliche Defizite bedingte Anteil 
war mit 3 % sehr gering. 
 
Diese Analyse mündete in einen Aktions-
plan, der vom Departmentsrat beschlos-
sen wurde. Dieser Aktionsplan galt dem 
höchstmöglichen Schutz der Mitarbeiten-
den und Studierenden. Hierzu wurden 
verschiedene Maßnahmen formuliert, Zu-
ständigkeiten festgelegt und verbindliche 
Termine gesetzt. 
 
Zentrales Element des Managementsys-
tems ist das via Internet einsehbare SGU-
Handbuch, dessen Inhalte kontinuierlich 
überprüft, erweitert und verbessert werden 
Das System lebt von dem Einbringen von 
Ideen und Erfahrungen aller Mitarbeiten-
den und Studierenden. Als „lebendes e-
lektronisches Forum“ garantiert es den 
Erfahrungsaustausch und ist Dokumenta-
tionsgrundlage. 

Als Besonderheit des SCC-Systems ist die 
zwingend erforderliche Schulung der Füh-
rungskräfte (hier: Hochschullehrer und 
Hochschullehrerinnen) zu erwähnen. Die-
se wurde mit einer abschließenden Prü-
fung durch die Landesunfallkasse, als zu-
gelassene SCC-Prüfungsorganisation, als 
zweitägige Veranstaltung im Juni 2002 
durchgeführt. 
 
Die abschließende Zertifizierung am 17. 
Dezember 2002 beinhaltete die Vorstel-
lung der Struktur und Organisation des 
Departments durch den Dekan, die Über-
prüfung des Managementsystems durch 
die Auditoren gemäß SCC-Checkliste, 
eine Dokumentenprüfung, die Begehung 
des Departments und eine Abschlussdis-
kussion und Bekanntgabe der vorläufigen 
Ergebnisse. 
 
 
Erfahrungen 
 
Mit dem Projekt wurde erstmals erprobt, 
inwieweit nach den SCC-Checklisten an 
einer Hochschule (bisher nur in Industrie-
betrieben) das SGU-Managementsystem 
eingeführt werden kann. Das SGU-
Managementsystem wurde im Department 
Chemie erfolgreich eingeführt, wobei die 
aktive Beteiligung des Dekans von ent-
scheidender Bedeutung für den Erfolg des 
Projektes war. 
 

• Erarbeitung und Erprobung in einem 
Fachbereich, danach Übertragung auf 
weitere Bereiche der Hochschule mög-
lich 

• Abteilung für Arbeits- und Umwelt-
schutz in beratender Funktion einge-
bunden 

• Federführend von den späteren Nut-
zern des Systems erstellt 

• Langwierige Diskussionen um die Aus-
gestaltung von Einzelpunkten der Do-
kumentation 

• Vorgabe, welche Systemkomponenten 
nach den SCC-Checklisten geprüft wer-
den 
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• Ausrichtung des Managementsystems 
an der vorhandenen Betriebsstruktur 
weitgehend möglich 

• Vergleichsweise wenige Regelungen 

• Akuter Regelungsbedarf wegen suk-
zessiver Einführung relativ gering 

• Systemkomponenten für alle arbeits-
technisch und rechtlich relevanten Be-
reiche entwickeln 

• Projektanlass war freiwillige Selbstver-
pflichtung 

• Projektdauer: geplant vier Monate, real 
über zwei Jahre 

 
 
Nutzen 
 
Der Nutzen dieser Anstrengung ist für die 
verschiedenen Statusgruppen unter-
schiedlich. 
 
Die Hochschullehrer und Hochschullehre-
rinnen erhalten durch das strukturierte 
Managementsystem eine höhere Rechts-
sicherheit, können Aufgaben delegieren 
und haben einen Imagegewinn, außerdem 
erhalten sie so mehr Zeit, sich auf For-
schung und Lehre zu konzentrieren. 
 
Für die Mitarbeitenden erhöht sich die Ar-
beitssicherheit. Durch die klaren Zustän-
digkeiten und die Transparents im De-
partment ist eine höhere Arbeitszufrieden-
heit erkennbar. 
 
Die Universitätsverwaltung sorgt für 
Transparenz und einen störungsfreien 
Betrieb, insgesamt werden die Beziehun-
gen zu den „Kunden“ besser. 
 
Die Studierenden sammeln während ihrer 
Ausbildung Managementerfahrung und 
werden so Multiplikatoren in ihrer späteren 
beruflichen Tätigkeit in der Wirtschaft. Das 
Managementsystem könnte auch ein Pa-
rameter für die Studienwahl werden. 
 
 
 
 

Ausblick 
 
Ziel ist es, das SGU-Managementsystem 
aktiv zu leben. Es handelt sich um einen 
kontinuierlichen Prozess der stetigen Ver-
besserung des eingeführten Systems. Für 
eine noch aktivere Teilnahme, denke ich, 
besteht verstärkt Aufklärungs- und Infor-
mationsbedarf. 
Zu wünschen wäre, dass die Einführung 
des SGU-Managementsystems Außenwir-
kung zeigt auch im Hinblick auf die Verga-
be und Einwerbung von Drittmitteln.  
 
 
Die Autorin: Dipl.-Ing. Diana Riedel ist ltd. 
Sicherheitsfachkraft an der Universität 
Paderborn und leitet seit Juli 2003 das 
Sachgebiet Arbeits- und Umweltschutz. In 
ihrer Funktion war sie bei der Einführung 
des SGU-Managementsystems in das 
Department Chemie aktiv beratend betei-
ligt.   
 
Kontakt: riedel@zv.uni-paderborn.de 
 
Internet: 
http://chemie.uni-paderborn.de/sgu-
neu/index.html 
 
http://www.scc-net.de 
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Dieter Szewczyk, Universität Wuppertal 
 

Management im Dezernat Ar-
beits- und Umweltschutz der 
Universität Wuppertal nach 
OHSAS 18001 
 
 
Ausgangssituation 
 
Die im Jahre 1972 gegründete Bergische 
Universität Wuppertal verfügt über eine 
Fläche von 140 ha, auf der ca. 300 Hoch-
schullehrer sowie 1200 weitere Mitarbeiter 
arbeiten und dabei 14 500 Studierende 
betreuen. 
 
Das Dezernat für Arbeits- und Umwelt-
schutz mit den Aufgabenbereichen Ar-
beitssicherheit (Unfallverhütung, Ergono-
mie, Brandschutz, Persönliche Schutzklei-
dung), Gefahrstoffe (Chemikalienbeschaf-
fung, Gasflaschenversorgung, Gefahr-
stoffberatung, Sicherheitsdatenblätter), 
Gesundheitsschutz (Arbeitsmedizinische 
Vorsorge, Sanitätsdienst, Erste Hilfe) und 
Umweltschutz (Sonderabfallentsorgung; 
Abwasser; Lärm; Immissionsschutz) ist mit 
seinen Mitarbeitern fest in die Sicherheits-
organisation der Universität integriert. Ü-
berwachungs- und Vollzugsaufgaben wer-
den dabei gleichermaßen wahrgenom-
men.  
 
Die Intention, sich jetzt einer externen Prü-
fung zu unterziehen, ergab sich aus der 
nahezu banalen Frage „wer prüft die Prü-
fer?“ und den dahinter stehenden Fragen 
wie z. B. „verfolgen wir überhaupt noch die 
richtigen Ziele“, „sind wir inzwischen be-
triebsblind“ und „was gibt es zu verbes-
sern“? Letztendlich mündet alles in die 
zentrale Frage „hält des Management des 
Dezernates einer externen Prüfung 
stand?“ Um diese Frage zu beantworten, 
wurden im Vorfeld jedoch folgende Rand-
bedingungen festgelegt: 
 
 
 

- Eine Zertifizierung wird nicht angestrebt,  

- der Schwerpunkt liegt auf der Organisa-  
   tion von Arbeits- und Gesundheits- 
   schutz,  

- die externe Begutachtung muss bezahl- 
   bar sein. 
 
 
Managementsystem 
 
Nach ausführlicher Prüfung verschiedener 
normierter Managementsysteme fiel die 
Wahl auf das OHSAS-System (Occupatio-
nal Health and Safety Assesment Series). 
Dieses wurde 1999 von verschiedenen 
internationalen Zertifizierungsgesellschaf-
ten unter britischer Führung entwickelt, ist 
auf alle Unternehmensarten anwendbar 
und dient der Bewertung von Arbeits-
schutzmanagementsystemen. Die Vorteile 
für die Universität Wuppertal bei der Aus-
wahl des OHSAS-Systems liegen in der 
Fokussierung auf das gewünschte Aufga-
bengebiet des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes, die gute Vergleichbarkeit der 
Ergebnisse mit Erfahrungen aus anderen 
Unternehmen und dem vertretbaren Auf-
wand bei der Durchführung. Außerdem 
könnte, soweit ein Bedarf entstehen sollte, 
problemlos eine Integration in andere Ma-
nagementsysteme erfolgen. 
 
 
Durchführung 
 
Im Vorfeld der externen Begutachtung hat 
das Dezernat Angebote von diversen Zer-
tifizierungsgesellschaften eingeholt und 
schließlich den TÜV Rheinland-Berlin-
Brandenburg mit der Durchführung des 
Audits nach OHSAS 18001 beauftragt. 
 
Das Audit wurde schließlich im Juli 2002 
durch zwei Gutachter des TÜV durchge-
führt und beinhaltete eine Vorbespre-
chung, zwei Prüftage und eine Abschluss-
besprechung.  
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Kernbestandteil der Prüfung waren Ge-
spräche, Begehungen und die Prüfung 
von Unterlagen. Die Gespräche fanden mit 
Vorgesetzten, Mitarbeitern im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz sowie  Stichproben-
befragung in Fachbereichen und Verwal-
tung statt. Hierbei wurden z. T. spezielle 
Checklisten eingesetzt. Die Begehungen 
richteten sich auf wichtige Örtlichkeiten für 
den Arbeits- und Gesundheitsschutz (La-
ger, Sanitätsräume, Infotafeln) sowie 
stichprobenartige Begehung von einzelnen 
Bereichen. Die Überprüfung von schriftli-
chen Unterlagen hatte insbesondere die 
Organisationsstruktur und die Verantwor-
tungsdelegation im Fokus. 
 

In der praktischen Prüfung standen fol-
gende Fragen im Mittelpunkt: 

• Setzen wir sinnvolle Schwerpunkte im 
Arbeits- und Gesundheitsschutz? 

• Setzen wir bei Sicherheitsbegehungen 
die richtigen Prioritäten? 

• Sind Verantwortlichkeiten ausreichend 
geregelt? 

• Ist unser Informationsmanagement 
geeignet, die Mitarbeiter zu erreichen?  

 
Im Ergebnis (Gesamtbewertung sowie 
Abschlussbericht mit Einzelheiten) wird 
der Universität Wuppertal der Aufbau einer 
geeigneten Sicherheits- und Gesundheits-
schutzorganisation bescheinigt. Dennoch 
wurden weitere Verbesserungsmöglichkei-
ten als Kritikpunkte angeführt. So gilt es, 
die etwas veraltete Allgemeine Verwal-
tungsvorschrift zur Verantwortung im Ar-
beits- und Umweltschutz zu überarbeiten, 
die Tätigkeiten von Fremdfirmen besser zu 
überwachen und die aufgefallenen kleine-
ren Mängel infolge der eigenen „Betriebs-
blindheit“ zu beheben. 
 
 
 
 
 
 
 

Probleme 
 
Beim Einsatz des normierten Manage-
mentsystems stießen die Gutachter auf 
verschiedene unerwartete Probleme. Als 
problematisch erwies sich insbesondere  
der gegenüber Industrieunternehmen an-
dersartige Führungsaufbau und die feh-
lende geradlinige Hierarchie in der Hoch-
schule. Auch die Bewertung der Studenten 
(Arbeitnehmer, Gäste, etc.) sowie die 
komplexen Zusammenhänge (Ministerium 
- Uni - BLB - Institute - öffentliche Einrich-
tung, etc) stellten teilweise große Heraus-
forderungen an die Prüfer.  
 
 
Nutzen 
 
Der konkrete Nutzen für die Universität in 
der Durchführung dieser externen Begut-
achtung liegt in erster Linie in der Er-
kenntnis und Bestätigung einer sachge-
rechten Organisation des Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes und in der damit 
erzielten Rechtssicherheit. Darüber hinaus  
konnten einige bisher unentdeckt geblie-
bene Mängel aufgedeckt und beseitigt 
werden. Schließlich konnte durch diese 
Aktion das Image des Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzes allgemein sowie das 
des zuständigen Dezernates verbessert 
werden. Da hier erstmals eine Bewertung 
von Externen durchgeführt wurde, und 
diese zu einem positiven Ergebnis kam, 
wurde damit das bereits unter dem frühe-
ren Kanzler, Herrn Dr. Peters, eingeführte 
„Wuppertaler Modell“ im Arbeits- und Um-
weltschutz eindrucksvoll bestätigt. 
 
 
Kosten 
 
Durch den Verzicht auf das Erstellen von 
Handbüchern und einer aufwendigen Zer-
tifizierung lagen die Kosten weit unter de-
nen für „normale Audits“. Allerdings war  
der Auftragnehmer im Nachhinein von der 
tatsächlichen Komplexität des Auftrags 
etwas überrascht. 
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Ausblick 
 
Das Ergebnis hat dem Fachpersonal die 
Bestätigung gegeben, im Wesentlichen in 
bewährter Weise weiterarbeiten zu kön-
nen. Ein kommender Schwerpunkt wird 
die Fortführung des Projektes Gesunde 
Hochschule sein. Darüber hinaus ist wei-
terhin die Mitarbeit und der Austausch in 
regionalen Kreisen (z. B. Wuppertaler 
Umweltinitiative, IHK) angestrebt. Haupt-
aufgabe wird es jedoch sein, die Gedan-
ken von Arbeits-, Gesundheits- und Um-
weltschutz in dieser auch für die Hoch-
schulen problembeladenen Zeit überhaupt 
aufrecht zu erhalten.   
 
 
Der Autor: Dr. Dieter Szewczyk ist De-
zernent für Arbeits- und Umweltschutz an 
der Bergischen Universität Wuppertal. 
 
Kontakt: szewczyk@uni-wuppertal.de 
 
Internet http://www.verwaltung.uni-
wuppertal.de/orga/dez6.html 
 
Info: 
http:// www.osha-bs8800-ohsas-18001-
health-and-safety.com 
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Harald Gilch, HIS Hannover 
 

Management nach DIN ISO 
14001 im Dezernat Technik / 
Bau der Universität Bremen 

 
 
Ausgangssituation 
 
An der Universität Bremen wurde im 
Sommer 2001 mit Unterstützung von HIS 
damit begonnen, im Rahmen des Ver-
bundprojekts "Umweltmanagement an öf-
fentlichen Einrichtungen: Analyse der Mo-
tivations- und Kooperationsprobleme, Er-
arbeitung von Handlungsempfehlungen 
und exemplarische Umsetzung in einem 
Netzwerk" ein universitätsübergreifendes 
Umweltmanagementsystem (UMS) nach 
EMAS (Verordnung (EG) Nr. 761/2001) zu 
implementieren. Als zentral zuständige 
Einrichtung für wesentliche direkte und 
indirekte Umweltaspekte wie Energie- und 
Wasserversorgung, Bauplanung, Bauun-
terhaltung und technischen Betrieb ent-
schloss sich das Dezernat Technik / Bau, 
in diesem UMS-Prozess beispielhaft vo-
ranzugehen. In einem speziell auf das 
Dezernat zugeschnittenen eigenen UMS 
wurden daher in Umweltaudits alle we-
sentlichen Umweltaspekte mit den zuge-
hörigen Abläufen erfasst, in einem Um-
welthandbuch dokumentiert und mit Um-
weltzielen und Umweltprogramm ein Pro-
zess der kontinuierlichen Verbesserung 
gestartet. Im Mai 2003 konnte das UMS 
des Dezernats Technik / Bau durch einen 
Umweltgutachter nach DIN ISO 14001 
erfolgreich zertifiziert werden.  
 
Die umfassende Analyse der relevanten 
und steuerbaren Umweltaspekte im De-
zernat Technik / Bau hat außerdem erge-
ben, dass das Dezernat neben der Ver-
sorgung mit Energie und Wasser und der 
Entsorgung von Abwasser im Rahmen des 
technischen Betriebs u. a. auch mit erheb-
lichen Mengen an Gefahrstoffen umgeht 
(z. B. bei Neutralisationsanlagen) und 
auch zentral für die Notfallvorsorge in der 

Universität Bremen mitverantwortlich ist. 
Damit ergab sich von Beginn an eine enge 
Verbindung zu Aspekten der Arbeitssi-
cherheit und des Gesundheitsschutzes, 
die dann ebenfalls in das UMS aufge-
nommen wurden.  
 
 
Managementsystem 
 
Im Dezernat Technik / Bau wurde die DIN 
ISO 14001 als Norm für das zu implemen-
tierende UMS gewählt. Diese Norm be-
schreibt ein Managementsystem, das mit 
Umweltpolitik, Planung, Implementierung 
und Durchführung, Kontroll- und Korrek-
turmaßnahmen sowie Bewertung durch 
die oberste Leitung die gleichen Elemente 
wie alle ähnlich strukturierten Systeme 
enthält. Dabei liegt der Fokus des UMS 
auf den Umweltaspekten, die von der Or-
ganisation überwacht werden können, 
wobei die Norm zwar Arbeitssicherheit und 
Gesundheitsschutz ausdrücklich nicht an-
spricht, jedoch gleichzeitig auch keines-
falls davon abhalten will, diese Themen in 
das UMS einzubeziehen. Notfallvorsorge 
sowie mögliche „abnormale Betriebsbe-
dingungen“ sind jedoch explizit angespro-
chen, da die Norm davon ausgeht, dass  
z. B. Gefahrstoffe, die normalerweise in-
nerhalb der Einrichtungen den Vorschrif-
ten des Gefahrstoffrechts unterliegen, im 
Falle eines Unfalls zu einer erheblichen 
Gefährdung nicht nur von Menschen son-
dern auch der Umwelt führen können 
(Luftverunreinigung, Gewässerschutz, 
Bodenschutz etc.). 
 
 
Durchführung 
 
Ein wesentliches Element bei der Imple-
mentierung des UMS spielte die Aktivie-
rung der Betriebsingenieure und Bereichs-
verantwortlichen. In mehreren Workshops 
wurden mit Hilfe des von HIS entwickelten 
Berichterstatterkonzepts (Gilch H., J. Mül-
ler und F. Stratmann. 2003. Mitarbeiterbe-
teiligung bei Umweltbetriebsprüfungen, 
Umwelt- und Sicherheitsaudits. Umwelt-
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wirtschaftsforum 1/03. Springer Verlag, 
Heidelberg. S. 49 - 53) wesentliche Teile 
des Umweltaudits in Selbstevaluation 
durchgeführt, so dass daran anschließend 
die Diskussion des Umwelthandbuchs mit 
den zugehörigen Verfahrensanweisungen 
sowie des Umweltprogramms mit den dar-
in enthaltenen Umweltschutzmaßnahmen 
auf einer gemeinsam geschaffenen Da-
tenbasis geführt werden konnte. Gleichzei-
tig konnte der UMS-Prozess durch HIS als 
externem Berater so moderiert und ge-
steuert werden, dass auch kontroverse 
Diskussionen ergebnisorientiert in einen 
Konsens geführt wurden. 
 
 
Erfahrungen 
 
Die Einführung des UMS im Dezernat 
Technik / Bau lieferte den Anstoß, sich mit 
einer Vielzahl von bis dahin auf informeller 
Basis geregelten Abläufen und Verfahren 
intensiv auseinander zu setzen. Die Dis-
kussion um das Umwelthandbuch und die 
darin festgelegten Zuständigkeiten und 
Verantwortlichkeiten führte erstmalig zu 
einem umfassenden Organisationshand-
buch für das Dezernat, wobei immer ver-
sucht wurde, einen Mittelweg zwischen 
notwendiger Regelungsdichte und über-
dimensioniertem Bürokratismus zu wäh-
len.  
 
Weiterhin wurden im Rahmen der Umwel-
taudits eine Reihe von Schwachstellen 
aufgedeckt, die zwar in der Regel bekannt, 
aber nicht als Handlungspriorität bewusst 
waren. Diese konnten jetzt für die Zertifi-
zierung trotz einer insgesamt sehr hohen 
Arbeitsbelastung der Mitarbeiter/-innen 
gezielt behoben werden.  
 
 
Nutzen 
 
Die Motivation für die Einführung eines 
separaten UMS und dessen Zertifizierung 
nach DIN ISO 14001 im Dezernat Technik 
/ Bau und der daraus resultierende Nutzen 
liegen in verschiedenen Ebenen:  

- Die Dokumentation der Verfahren und 
Abläufe hat einen internen Diskussi-
onsprozess initiiert, der generell zu ei-
nem intensiveren Austausch der ver-
schiedenen Betriebseinheiten geführt 
hat. 

- Die erfolgreiche Zertifizierung hat so-
wohl intern als auch extern gegenüber 
der Rest-Universität und gegenüber 
Außenstehenden die Bereitschaft und 
Fähigkeit des Dezernats Technik / Bau 
dokumentiert, in einem zunehmenden 
Wettbewerb und bei einer anhaltenden 
Diskussion um Einsparungen und 
Verwaltungsmodernisierungen moder-
ne Managementmethoden anzuwen-
den und sich damit auch erfolgreich 
überprüfbaren (Qualitäts-)-Standards 
zu unterwerfen. 

- Innerhalb der Universität hat das De-
zernat Technik / Bau eine Führungsrol-
le bei der Umsetzung von Umwelt-
schutzmaßnahmen und der Einführung 
von UMS übernommen. Obwohl Um-
weltschutz seit langem selbstverständ-
licher Bestandteil aller Aktivitäten war, 
konnte dies mit dem UMS nach außen 
hin überzeugend und transparent 
kommuniziert werden. 

- Die Zertifizierung des UMS stellt jetzt 
neben dem selbstverständlichen um-
weltbewussten Handeln einen zusätz-
lichen äußeren Ansporn dar, den er-
reichten Stand nicht nur zu halten, 
sondern kontinuierlich weiter zu ver-
bessern. Die jährlichen Audits durch 
den Umweltgutachter stellen dabei si-
cher, dass auch zukünftig der „Blick 
von außen“ hilft, interne Verbesse-
rungspotentiale nicht nur zu erkennen, 
sondern auch gezielt zu nutzen. 

 
 
Ausblick 
 
Nach der Zertifizierung wurde jetzt damit 
begonnen, die im Umweltprogramm fest-
geschriebenen Umweltschutzmaßnahmen 
schrittweise umzusetzen. In einem Au-
ditplan wurden für die nächsten drei Jahre 
die durchzuführenden Umweltaudits fest-
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gelegt, die im Sinne eines Coaching nicht 
nur einen überprüfenden sondern vielmehr 
einen unterstützenden Charakter bei der 
Anwendung des UMS haben sollen. Dabei 
wird sich HIS schrittweise als externer 
Berater zurückziehen, da durch die inten-
sive Betreuung in der Implementierungs-
phase jetzt die Voraussetzungen geschaf-
fen sind, das UMS gänzlich eigenständig 
anzuwenden und weiterzuentwickeln. Un-
terstützt wird dieser fortdauernden UMS-
Prozess dabei von einem intensiven Dia-
log, der zwischen den UMS-
Verantwortlichen im Dezernat Technik / 
Bau und den zentralen Fachkräften im 
Arbeits-, Gesundheits- und Umweltschutz 
sowohl direkt als auch im Umweltaus-
schuss der Universität Bremen geführt 
wird. 
 
 
Der Autor: Dr. Harald Gilch ist Projektlei-
ter im Arbeitsgebiet Arbeits- und Umwelt-
schutz bei HIS. 
 
Kontakt: gilch@his.de 
 
Kontakt an der Universität Bremen: Anne-
Katrin Blomeyer-Nienstedt, Dezernat 
Technik/Bau Universität Bremen, Be-
triebshof; Telefon: 0421-218-3204; E-Mail: 
blomeyer@uni-bremen.de 
 
Informationen zum UMS der Universität 
Bremen im Internet:  
http://www.ums.uni-bremen.de 
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Anja Jubelius, Universität Bonn 
 

Neuregelungen durch die Be-
triebssicherheitsverordnung. 
Umsetzung in Hochschulen 
und wissenschaftlichen Ein-
richtungen 
 
 
Einleitung 
 
Am 27.09.2002 wurde die Verordnung 
über Sicherheit und Gesundheitsschutz 
bei der Bereitstellung von Arbeitsmitteln 
und deren Benutzung bei der Arbeit, über 
Sicherheit beim Betrieb überwachungsbe-
dürftiger Anlagen und über die Organisati-
on des betrieblichen Arbeitsschutzes (Be-
triebssicherheitsverordnung – BetrSichV) 
veröffentlicht. 
 
In dieser neuen Verordnung erfolgt eine 
Vorschriftenkonzentration in einem Re-
gelwerk. Verschiedene Arbeitsschutzvor-
schriften (z. B. die Verordnung über brenn-
bare Flüssigkeiten) traten außer Kraft; die 
Zahl an berufsgenossenschaftlichen Re-
gelungen wird drastisch reduziert. Zum 
01.01.2004 sollen bis zu 50 Unfallverhü-
tungsvorschriften entfallen.  
 
Noch mehr als bisher wird der Arbeitgeber 
nun verpflichtet, Gefährdungen zu ermit-
teln und geeignete Maßnahmen zum 
Schutz der Mitarbeiter  festzulegen. 
 
Anlässlich des Vortrages wurde aus-
schließlich auf die Abschnitte 1 (Allgemei-
ne Vorschriften) und 2 (Gemeinsame Vor-
schriften für Arbeitsmittel) eingegangen. 
Hier bestehen zum einen die meisten Fra-
gen wegen des unmittelbaren Praxisbe-
zugs und des damit verbundenen Hand-
lungsbedarfs, zum anderen aber auch die 
meisten Freiheitsgrade bei der Umsetzung 
der Betriebssicherheitsverordnung. 
 
 
 

Die Abschnitte 3 und 4 der Betriebssicher-
heitsverordnung beinhalten besondere 
Vorschriften für überwachungsbedürftige 
Anlagen und sind weitgehend präzisiert.  
Ziel des Vortrages war es nicht, bereits 
fertige Lösungen anzubieten; vielmehr 
sollte bei den Zuhörern ein Problembe-
wusstsein geschaffen werden. 
 
 
Anwendungsbereich  
 
Diese Betriebssicherheitsverordnung gilt 
für die Bereitstellung von Arbeitsmitteln 
durch den Arbeitgeber sowie für die Be-
nutzung von Arbeitsmitteln durch Beschäf-
tigte bei der Arbeit. Aufgrund dieser um-
fassenden Sichtweise wird man kaum ei-
nen Bereich finden, in dem die Betriebssi-
cherheitsverordnung keine Anwendung 
findet.  
 
Dies zeigt sich auch in der Definition des 
Arbeitsmittels.  
 
„Arbeitsmittel im Sinne dieser Verordnung 
sind Werkzeuge, Geräte, Maschinen oder 
Anlagen. Anlagen im Sinne von Satz 1 
setzen sich aus mehreren Funktionsein-
heiten zusammen, die zueinander in 
Wechselwirkung stehen und deren siche-
rer Betrieb wesentlich von diesen Wech-
selwirkungen bestimmt wird; hierzu gehö-
ren insbesondere überwachungsbedürftige 
Anlagen im Sinne des § 2 Abs. 2a des 
Gerätesicherheitsgesetzes.“  
Alles kann somit ein Arbeitsmittel sein: 
der Stift im Büro, der Hammer, aber auch 
eine komplexe Versuchsanlage.  
 
Aber auch eine Werkstatt oder ein Labor 
ließe sich nach dieser Definition als eine 
Anlage betrachten und fällt somit unter die 
Betriebssicherheitsverordnung, weil sich  
das Labor bzw. die Werksatt aus mehre-
ren Funktionseinheiten zusammensetzt, 
die zueinander in Wechselwirkung stehen 
und deren sicherer Betrieb wesentlich von 
diesen Wechselwirkungen bestimmt wird. 
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Ein neuer Begriff in der  Betriebssicher-
heitsverordnung ist die sog. Befähigte 
Person (§ 2, 7). Dies ist eine Person, die 
durch ihre Berufsausbildung, ihre Berufs-
erfahrung und ihre zeitnahe berufliche 
Tätigkeit über die erforderlichen Fach-
kenntnisse zur Prüfung der Arbeitsmittel 
verfügt. 
 
Was bedeutet dies für die Praxis? Die 
Begriffe Sachverständige und Sachkundi-
ge gibt es nicht mehr. Der Arbeitgeber 
definiert selbst die Anforderungen an die 
Befähigte Person. Eine Definition der Be-
fähigung gibt es derzeit aus dem Fach-
ausschuss Maschinenbau, Fertigungssys-
teme, Stahlbau. 
 
Grad 1: Person muss mit der Prüfung ver-
traut sein, so dass die übertragene Prüf-
aufgabe durchgeführt und beurteilt werden 
kann (z.B. der Maschinenführer, der ar-
beitstäglich definierte Funktionsprüfungen 
durchführt). 
Grad 2: fachliche Ausbildung und Erfah-
rung, sowie ausreichende Kenntnis auf 
dem Gebiet der zu prüfenden Arbeitsmittel 
muss vorhanden sein (ehemaliger Sach-
kundiger, z. B. für die Prüfung einer Hebe-
bühne). 
Grad 3: Person muss regelmäßig Arbeits-
mittel entsprechender Bauart und Bestim-
mung prüfen und gutachterlich beurteilen 
und in der Lage sein, deren Prüfart, Prüf-
umfang, Prüftiefe und -fristen festzusetzen 
(ehemaliger Sachverständiger z. B. für die 
Prüfung eines bestimmten Druckbehäl-
ters). 
 
Betraut man innerbetrieblich Personen mit 
Aufgaben, die nach der Betriebssicher-
heitsverordnung durch sog. befähigte Per-
sonen ausgeführt werden müssen, so ist 
die fachliche Ausbildung und Erfahrung 
und die zeitnahe Tätigkeit zu berücksichti-
gen. Dies bedeutet, dass die befähigte 
Person  
 
 
 

• durch eine berufsbildende Qualifikation 
oder 

• durch inner- oder außerbetriebliche 
Fortbildung sowie 

• durch das Anwenden dieses Wissens 
in der betrieblichen Praxis unter dem 
Prüfauftrag gleichen oder ähnlichen 
Bedingungen  

• die für die Prüfung des infrage stehen-
den Arbeitsmittels nötigen Vorausset-
zungen beherrscht 

• und hinsichtlich des Prüfergebnisses 
weisungsfrei ist. 

 
Beauftragt man externe Unternehmen mit 
Prüfaufgaben, die durch sog. befähigte 
Personen ausgeführt werden müssen, so 
ist folgendes zu beachten: 

• Die Beauftragung externer Dritter ent-
bindet den Auftraggeber nicht von sei-
ner Betreiberverantwortung (hier z.B. 
Kontrollverantwortung). 

• Qualifikation, Prüfinhalt und -umfang 
sollten im Rahmen der Auftragsverga-
be abgefragt werden. 

• Je komplexer das Arbeitsmittel desto 
sorgfältiger sollte aber die Auftrags-
vergabe und die Anforderungen an die 
befähigte Person der externen Firma 
sein. 

• Bei den zugelassenen Überwachungs-
stellen (ab 01.01.2006) gilt die An-
nahme, dass das Personal auf dem 
von der Zulassung betroffenem Sach-
gebiet als befähigt anzusehen ist. 

 
Ein zentraler Baustein der Betriebssicher-
heitsverordnung ist die Gefährdungsbe-
urteilung (§ 3). 
„(1) Der Arbeitgeber hat bei der Gefähr-
dungsbeurteilung nach § 5 des Arbeits-
schutzgesetzes unter Berücksichtigung 
der Anhänge 1 bis 5, des § 16 der Gefahr-
stoffverordnung und der allgemeinen 
Grundsätze des § 4 des Arbeitsschutzge-
setzes die notwendigen Maßnahmen für 
die sichere Bereitstellung und Benutzung 
der Arbeitsmittel zu ermitteln. Dabei hat er 
insbesondere die Gefährdungen zu be-
rücksichtigen, die mit der Benutzung des 
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Arbeitsmittels selbst verbunden sind und 
die am Arbeitsplatz durch Wechselwirkun-
gen der Arbeitsmittel untereinander oder 
mit Arbeitsstoffen oder der Arbeitsumge-
bung hervorgerufen werden.“ 
Sicherlich wurden die meisten Forderun-
gen bereits mit der Umsetzung der §§ 5 
und 6 Arbeitsschutzgesetz erfüllt. Gleich-
wohl empfiehlt es sich, die sog. Beurtei-
lungsbögen erneut daraufhin zu überprü-
fen, ob o.g. Forderungen mit diesem Bö-
gen erfüllt sind oder ggf. ergänzt werden 
müssen (z. B. sichere Bereitstellung und 
damit verbundene Mindestanforderungen 
an die Arbeitsmittel). 
 
Der Explosionsschutz wird in der Betriebs-
sicherheitsverordnung umfassender und 
als eigenständiges Instrument (Explosi-
onsschutzdokument) betrachtet, als dies 
bisher in der Praxis vielleicht üblich war.  
 
„§3(2) Kann nach den Bestimmungen des 
§ 16 der Gefahrstoffverordnung die Bil-
dung gefährlicher explosionsfähiger Atmo-
sphären nicht sicher verhindert werden, 
hat der Arbeitgeber zu beurteilen   
1. die Wahrscheinlichkeit und die Dauer 
des Auftretens gefährlicher explosionsfä-
higer Atmosphären,  
2. die Wahrscheinlichkeit des Vorhanden-
seins, der Aktivierung und des Wirksam-
werdens von Zündquellen einschließlich 
elektrostatischer Entladungen und  
3. das Ausmaß der zu erwartenden Aus-
wirkungen von Explosionen“.  
 
Bisher beschränkte sich der Explosions-
schutz z.B. auf die Betrachtung größerer 
Mengen brennbarer Flüssigkeiten im 
Rahmen alter VbF-Anlagen.  
Was dies für die Praxis bedeutet, ist noch 
unklar. Muss nun für jedes Labor ein Exp-
losionsschutzdokument erstellt werden? 
Hilfestellung bietet derzeit die VDSI-
Information 7/2002, Hinweise zur Erstel-
lung eines Explosionsschutzdokumentes. 
 
Des Weiteren sieht die Betriebssicher-
heitsverordnung Prüfungen für Arbeitsmit-
tel vor. Bekannt waren diese Prüfverpflich-

tungen bereits für eindeutig definierte Ar-
beitsmittel aus verschiedenen Unfallverhü-
tungsvorschriften. Auch hier generalisiert 
die Betriebssicherheitsverordnung: 
„(3) Für Arbeitsmittel sind insbesondere 
Art, Umfang und Fristen erforderlicher Prü-
fungen zu ermitteln.“  
Die Frage stellt sich auch, wer Art, Um-
fang und Fristen erforderlicher Prüfungen 
ermittelt. Die Sicherheitsfachkraft, der 
Hochschullehrer oder der Leiter der Be-
triebstechnik? 
 
„(3) Ferner hat der Arbeitgeber die not-
wendigen Voraussetzungen zu ermitteln 
und festzulegen, welche die Personen 
erfüllen müssen, die von ihm mit der Prü-
fung oder Erprobung von Arbeitsmitteln zu 
beauftragen sind.“ 
 
Auch hier stellen sich Fragen: 
Wie erfolgt die Auswahl der Person? 
Wie erfolgt die Beauftragung der befähig-
ten Person?  
Hat die Beauftragung personalrechtliche 
Konsequenzen? 
 
 
Anforderungen an die Bereitstellung 
und Benutzung der Arbeitsmittel (§ 4) 
 
Bereitstellung 
„Der Arbeitgeber hat die nach den allge-
meinen Grundsätzen des § 4 des Arbeits-
schutzgesetzes erforderlichen Maßnah-
men zu treffen, damit den Beschäftigten 
nur Arbeitsmittel bereitgestellt werden, die 
für die am Arbeitsplatz gegebenen Bedin-
gungen geeignet sind und bei deren be-
stimmungsgemäßer Benutzung Sicherheit 
und Gesundheitsschutz gewährleistet 
sind.“ 
Prinzipiell ist dies kein neuer Grundsatz. 
Allerdings werden im Anhang 1 und 2 
Vorgaben gemacht, welche Bedingungen 
Arbeitsmittel zu erfüllen haben. Teilweise 
sind diese aus der Arbeitsmittelbenut-
zungsverordnung bekannt. Eine systema-
tische Überprüfung der vorhandenen und 
der zukünftig zu beschaffenden Arbeitsmit-
tel ist jedoch anzuraten.  
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Benutzung 
„Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass 
Arbeitsmittel nur benutzt werden, wenn sie 
gemäß den Bestimmungen dieser Verord-
nung für die vorgesehene Verwendung 
geeignet sind. Benutzung im Sinne dieser 
Verordnung umfasst alle ein Arbeitsmittel 
betreffenden Maßnahmen wie Erprobung, 
Ingangsetzen, Stillsetzen, Gebrauch, In-
standsetzung und Wartung, Prüfung, Si-
cherheitsmaßnahmen bei Betriebsstörung, 
Um- und Abbau und Transport.“ 
Auch hier empfiehlt sich eine standardi-
sierte Vorgehensweise zur Überprüfung 
der Einhaltung dieser Vorgabe. Leider ist 
festzustellen, dass insbesondere die 
Punkte Wartung und Prüfung oft vernach-
lässigt wurden. 
 
 
Sonstige Schutzmaßnahmen (§ 8) 
„Ist die Benutzung eines Arbeitsmittels mit 
einer besonderen Gefährdung für die Si-
cherheit oder Gesundheit der Beschäftig-
ten verbunden, hat der Arbeitgeber die 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, da-
mit die Benutzung des Arbeitsmittels den 
hierzu beauftragten Beschäftigten vorbe-
halten bleibt.“ 
 
Bisher wurde diese Forderung in 
Unfallverhütungsvorschriften konkretisiert 
(z. B. Gabelstapler). Zukünftig muss der 
Arbeitgeber festlegen, für welche Arbeits-
mittel besondere Schutzmaßnahmen in o. 
g. Sinne zu treffen sind. Eine Orientierung 
an (noch) bestehenden Unfallverhütungs-
vorschriften ist sinnvoll.  
 
Auch bisher mussten Mitarbeiter unterwie-
sen werden. Allerdings müssen Mitarbei-
tern nunmehr „ angemessene Informatio-
nen insbesondere zu den sie betreffenden 
Gefahren, die sich aus den in ihrer unmit-
telbaren Arbeitsumgebung vorhandenen 
Arbeitsmitteln ergeben, auch wenn sie 
diese Arbeitsmittel nicht selbst benutzen 
....“ gegeben werden.“ erhalten. 
 
Dass Prüfungen von Arbeitsmitteln durch-
geführt werden müssen, wurde bereits 

erwähnt. Damit verbunden sind aber auch  
Aufzeichnungen (§ 11). 
„Der Arbeitgeber hat die Ergebnisse der 
Prüfungen nach § 10 aufzuzeichnen. Die 
zuständige Behörde kann verlangen, dass 
ihr diese Aufzeichnungen auch am 
Betriebsort zur Verfügung gestellt werden. 
Die Aufzeichnungen sind über einen an-
gemessenen Zeitraum aufzubewahren, 
mindestens bis zur nächsten Prüfung.“ 
Wie bereits erwähnt wurde, müssen Prü-
fungen durchgeführt und dokumentiert 
werden. 
Allerdings stellt die BetrSichV keine kon-
kreten Anforderungen an die Art der Do-
kumentation. Der Arbeitgeber hat den 
Freiheitsgrad festzulegen, welche Prüfung 
wie dokumentiert wird. Je nach Art des zu 
prüfenden Arbeitsmittels steigt die Anfor-
derung an die Dokumentation. Bei über-
wachungsbedürftigen Anlagen besteht 
sicherlich der höchste Dokumen-
tationsaufwand. 
 
Eine Frage, die sich stellt, ist, ob es ähn-
lich der Diskussion um ein zentrales Ge-
fahrstoffkataster auch ein zentrales Prüf-
kataster geben muss oder wird? 
 
Nach den theoretischen Ausführungen 
wurde die Anwendung der Betriebssicher-
heitsverordnung im Chemischen Labor 
und insbesondere am Beispiel des Labor-
abzuges erläutert. 
 
 
Zusammenfassung und Ausblick 
 
Die Betriebssicherheitsverordnung gilt für 
nahezu alle Arbeitsbereiche und ist somit 
für Hochschulen anzuwenden. Zentrales 
Instrument der Betriebssicherheitsverord-
nung ist die Gefährdungsbeurteilung. Vor-
handene Instrumente wie die Beurtei-
lungsbögen nach § 5 Arbeitsschutzgesetz 
können weiterhin genutzt werden, müssen 
jedoch in Details angepasst und ergänzt 
werden. Neu ist der Begriff „befähigte Per-
son“. Hier ist zu definieren, welche Vor-
aussetzungen je nach Prüfaufgabe an 
diese Person gestellt werden. Im Rahmen 
der Umsetzung der Betriebssicherheits-
verordnung wird Wert auf die Nachvoll-
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ziehbarkeit, insbesondere von Prüfungen, 
zu legen sein. Bereits im Titel der 
Betriebssicherheitsverordnung wird „Or-
ganisation des betrieblichen Arbeitsschut-
zes“ erwähnt. Ziel sollte es sein, die 
Betriebssicherheitsverordnung als Motor 
für die Einführung von Organisations-
strukturen zu nutzen. 
Anlässlich des Sicherheitsseminars in Bad 
Honnef, 02.-03. Februar 2004, wird die 
Universität Bonn gemeinsam mit verschie-
denen Partnern eine Handlungshilfe vor-
stellen, wie die Vorgaben der Betriebssi-
cherheitsverordnung in wissenschaftlichen 
Einrichtungen umgesetzt werden kann.  
 
 
Quellen und Links 
 
Die neue Betriebssicherheitsverordnung 
von Nowaczyk, Roßmaier, Stoof, Dlugi, 
Haufe-Verlag 
 
Vortrag zur Betriebssicherheitsverord-
nung, Dr. Peter Neurieder, Max-Planck-
Gesellschaft 
 
Leitlinien zur Betriebssicherheitsverord-
nung des Länderausschusses für Anla-
gensicherheit (LASI) 
 
Arbeitsschutzmanagementsysteme, Hand-
lungshilfe zur freiwilligen Einführung und 
Anwendung von Arbeitsschutzmanage-
mentsystemen (AMS) für kleine und mittle-
re Unternehmen (KMU) LV 22, Länder-
ausschuss für Arbeitsschutz und Sicher-
heitstechnik (LASI) 
 
Kataster "Prüfpflichtige und überwa-
chungsbedürftige Arbeitsmittel und Anla-
gen" des TÜV Rheinland Berlin-
Brandenburg 
 
VDSI-Information 7/2002, Hinweise zur 
Erstellung eines Explosionsschutzdoku-
mentes 
 
Originaltext BetrSichV, 
http://www.bma.de/download/gesetze/arbe
itsschutz/betriebssicherheit.pdf 
 
 
 

Begründung zu BetrSichV, 
http://www.lfas.bayern.de/technischer_as/
allgemeiner_as/betriebssichv/begruend_b
etrSV.pdf 
 
Überwachungsbedürftige Anlagen,  
http://sichere-betriebe.de/de_ueban 
lagen.html 
 
Leitlinien zur Betriebssicherheitsverord-
nung (LASI), 
http://lasi.osha.de/news/leitlinien_BetrSich
V.pdf 
 
Arbeitsschutzmanagementsysteme (LASI), 
http://www.lfas.bayern.de/managementsys
tme/arbeitsschutzmanagementsysteme/las
i/lv22/lv_22_1_aufl.pdf 
 
 
Die Autorin: Dipl.-Ing. Anja Jubelius ist 
Sicherheitsfachkraft und stellvertretende 
Abteilungsleiterin der Abteilung 4.2 – Si-
cherheitswesen/Umweltschutz der Rheini-
schen Friedrich-Wilhelms-Universität 
Bonn. 
 
 
Kontakt: a.jubelius@uni-bonn.de 
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Bernhard Schicht, Landesamt für Verbrau-
cherschutz, Dessau 
 

Neufassung der Biostoffver-
ordnung   
 
 
Die Verordnung über Sicherheit und Ge-
sundheitsschutz bei Tätigkeiten mit biolo-
gischen Arbeitsstoffen (BioStoffV, BGBl. I 
Nr. 4 vom 29. Januar 1999, In Kraft seit 
01. April 1999) setzt die Europäische 
Richtlinie 2000/54/EG (früher 
90/679/EWG) zum Schutz der Arbeitneh-
mer gegen Gefährdungen durch biologi-
sche Arbeitsstoffe bei der Arbeit in natio-
nales Recht um. Der Umgang mit Stoffen, 
die Krankheitserreger übertragen können, 
wird damit aus dem Gefahrstoffrecht her-
ausgelöst und für gentechnisch veränderte 
biologische Arbeitsstoffe gelten weiterhin 
die Regelungen des Gentechnikrechts. 
Rechtsgrundlage für die Umsetzung ist 
das Arbeitsschutzgesetz, dessen Anforde-
rungen (Gefährdungsbeurteilung, Schutz-
maßnahmen, Vorsorge) präzisiert werden. 
Normadressat ist der Arbeitgeber. 
 
 
Geltungsbereich, Begriffsbestimmung, 
Gefährdungsbeurteilung 
 
Die Verordnung gilt für alle Tätigkeiten mit 
biologischen Arbeitsstoffen einschließlich 
in deren Gefahrenbereich und stellt klar, 
dass ein direkter Bezug zur beruflichen 
Tätigkeit bestehen muss. Ein passives 
Ausgesetztsein gegenüber Mikroorga-
nismen wird nicht erfasst (z. B. bei  Tätig-
keiten einer Sekretärin in einem vollklima-
tisierten Büro). 
 

 

Biologische Arbeitsstoffe – Mikroorganis-
men (Viroide, Viren, Bakterien, Pilze, ihre 
Überdauerungs-, Verbreitungszellen), ein-
schließlich gentechnisch veränderter Mikroor-
ganismen, Kulturen von Zellen höherer Orga-
nismen und parasitäre Ein- und Mehrzeller 
(Protozoen, Würmer), die beim Menschen 
Infektionen, sensibilisierende oder toxische 
Wirkungen hervorrufen können. Hierzu zählen 
auch Erreger von übertragbaren spongifor-
men Enzephalopathien (z. B. Creutzfeldt-
Jakob-Krankheit, BSE). 

 

 

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, vor Beginn 
der Tätigkeit eine Gefährdungsbeurteilung 
auf der Grundlage umfassender Informati-
onen zu Art, Ausmaß und Dauer der Ex-
position durchzuführen. Soweit möglich 
sind die biologischen Arbeitsstoffe einer 
Risikogruppe zuzuordnen. Die Verordnung 
definiert auf der Basis der hu-
manpathogenen Eigenschaften für biologi-
sche Arbeitsstoffe die Risikogruppen (RG) 
1 bis 4 (ohne, geringes, mäßiges, hohes 
Risiko einer Erkrankung) und verweist auf 
die bereits durchgeführten Einstufungen 
der Europäischen Gemeinschaft und nati-
onaler Bekanntmachungen (§§ 3, 4 Bio-
StoffV). Das sensibilisierende und toxische 
Potential wird bei der Einstufung nicht be-
rücksichtigt, zieht aber zusätzliche Maß-
nahmen zum Schutz der Beschäftigten 
nach sich. Im Rahmen der Gefährdungs-
beurteilung trifft der Arbeitgeber die Ent-
scheidung, ob gezielte und/oder nicht ge-
zielte Tätigkeiten vorliegen. 
 
Gezielte, nicht gezielte Tätigkeiten 

 
Bei gezielten Tätigkeiten sind die biologi-
schen Arbeitsstoffe der Zweck der Tätig-
keit, qualitativ und quantitativ definiert und 
die Exposition ist bekannt bzw. abschätz-
bar. Trifft eine dieser Bedingungen nicht 
zu, liegen nicht gezielte Tätigkeiten vor. 
Dies ist immer dann der Fall, wenn mit 
biologischen Produkten, Stoffen, Materia-
lien und Gegenständen umgegangen wird, 
denen natürlicherweise oder durch Verun-
reinigung Mikroorganismen anhaften und 
diese Mikroorganismen freigesetzt werden 
können. Hierzu zählt auch der berufliche 
Umgang mit Menschen, Tieren und Pflan-
zen, sofern bei dieser Tätigkeit biologische 
Arbeitsstoffe freigesetzt werden können. 
Entscheidend ist die Ausrichtung der be-
ruflichen Tätigkeit. 
 
Schutzstufe, Schutzmaßnahmen 

 
Die abschließende Bewertung und damit 
die Festlegung der erforderlichen Schutz-
maßnahmen erfolgt getrennt für gezielte 
und nicht gezielte Tätigkeiten (siehe Ab-
bildung Seite 2). Gezielte Tätigkeiten wer-
den grundsätzlich einer Schutzstufe zu-
geordnet, die mit der festgelegten Risiko-
gruppe der Biostoffe korrespondiert. Diese 
Schutzstufe beinhaltet Sicherheitsmaß-
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nahmen, die eine Exposition gegenüber 
biologischen Arbeitsstoffen verhindern 
bzw. auf ein ungefährliches Maß minimie-
ren (Anhänge II und III BioStoffV). 

 
Ist aufgrund der vergleichbaren Gefähr-
dung eine Zuordnung der nicht gezielten 
Tätigkeiten zu einer Schutzstufe möglich, 
sind aus dieser die geeigneten Sicher-
heitsmaßnahmen auszuwählen und fest-
zulegen. Ansonsten sind bei nicht geziel-
ten Tätigkeiten die erforderlichen Schutz-
maßnahmen nach dem Stand der Technik, 
mindestens die allgemeinen Hygienemaß-
nahmen der Schutzstufe 1 festzulegen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb.: Ablaufschema der Gefährdungsbeurteilung 
 

Bei der Umsetzung der Schutz- und Si-
cherheitsmaßnahmen besitzt der Arbeit-
geber einen Spielraum, vorausgesetzt es 
werden gleichwertige Maßnahmen ergrif-
fen. 
 
Für Tätigkeiten mit biologischen Arbeits-
stoffen der Risikogruppe (RG)1 ohne sen-
sibilisierende oder toxische Eigenschaften 
sind die allgemeinen Hygienemaßnahmen 
ausreichend. Die Regelungen der §§ 10 ff. 
BioStoffV gelten nicht. 
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Quelle: Gefahrstoff-Information „Biologische Arbeitsstoffe, Bakterien-Viren-Parsiten-Pilze in der Arbeitsumwelt“ Ministerium für Soziales
Freistaat Thüringen, Juni 1999 (überarbeitet durch Referenten) 
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Grundpflichten 
 
Die §§ 10 ff. BioStoffV enthalten die 
Grundpflichten für alle Tätigkeiten betreffs 
der allgemeinen Hygienemaßnahmen, der 
Fachkunde, der Expositionsvermeidung, 
der Kennzeichnung, der Vorkehrungen bei 
Unfällen, der erforderlichen Schutzausrüs-
tung. Die Beschäftigten sind an Hand ei-
ner arbeitsbereichs- und stoffbezogenen 
Betriebsanweisung zu unterweisen. 
 
Einer Anzeige bedürfen gezielte Tätigkei-
ten mit biologischen Arbeitsstoffen der RG 
2, 3 und 4 (erstmalige und alle weiteren) 
sowie vergleichbare nicht gezielte Tätig-
keiten. Anzeigepflichtige Tätigkeiten, die 
bereits vor Inkrafttreten der Verordnung 
begonnen wurden, sind der zuständigen 
Behörde innerhalb von sechs Monaten 
anzuzeigen. Die Verordnung regelt den 
Inhalt der Anzeige und lässt ein verein-
fachtes Verfahren zu, wenn die erforderli-
chen Angaben aus anderen Anzeigen 
oder Genehmigungen (z. B. Infektions-
schutzgesetz, Gentechnikgesetz) ent-
nommen werden können.  
 
Bei Tätigkeiten mit Mikroorganismen der 
RG 3 und 4 sind über die Beschäftigten, 
die Art der Tätigkeit, die biologischen Ar-
beitsstoffe, sowie Unfälle und Betriebsstö-
rungen ein Verzeichnis zu führen und auf-
zubewahren. 
 
 
Arbeitsmedizinische Vorsorge 

 
Entsprechend dem Vorsorgegrundsatz 
sind bei Tätigkeiten mit biologischen Ar-
beitsstoffen der RG 4 und ausgewählter 
Arbeitsstoffe der RG 2 und 3 durch den 
Arbeitgeber arbeitsmedizinische Vorsor-
geuntersuchungen vor Aufnahme der Tä-
tigkeit und in regelmäßigen Abständen zu 
veranlassen (Anhang IV BioStoffV). In 
allen übrigen Fällen sind Vorsorgemaß-
nahmen anzubieten, deren Inanspruch-
nahme dem Beschäftigten überlassen 
bleibt. Die untersuchenden Ärzte müssen 
die erforderliche Fachkenntnis besitzen 
und ermächtigt sein sowie alle notwendi-
gen Informationen durch den Arbeitgeber 
erhalten. Der Untersuchungsbefund ist 
schriftlich festzuhalten. Liegt eine Empfeh-
lung wegen gesundheitlicher Bedenken 

vor, ist neben dem Betriebs- oder Perso-
nalrat die Behörde durch den Arbeitgeber 
zu informieren. 

 
Die Gefährdungsbeurteilung ist zu doku-
mentieren. Für Kleinbetriebe sind Aus-
nahmeregelungen vorgesehen. Außerdem 
ist die zuständige Behörde auf ihr Verlan-
gen über das Ergebnis der Gefährdungs-
beurteilung, die durchgeführten Tätigkei-
ten, Anzahl der exponierten Beschäftigten, 
die verantwortliche Person und die ge-
troffenen Schutz- und Vorsorgemaßnah-
men zu unterrichten. Der Arbeitgeber hat 
über Krankheits- und Todesfälle, die auf 
Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen 
zurückzuführen sind, unverzüglich zu in-
formieren. 

 
 

Die Verordnung schafft einen branchen-
übergreifenden rechtlichen Rahmen. Es 
sind die verschiedensten Berufszweige 
betroffen, so dass eine Präzisierung durch 
ein technisches Regelwerk erfolgt. Die 
Erarbeitung der Technischen Regeln Bio-
logische Arbeitsstoffe (TRBA) obliegt dem 
Ausschuss für biologische Arbeitsstoffe 
(ABAS). Die TRBA werden im Bundesar-
beitsblatt und unter www.baua.de/prax 
veröffentlicht (Übersicht siehe Seite 6). 
Die berufsgenossenschaftlichen Regelun-
gen und Grundsätze zum Umgang mit 
biologischen Arbeitsstoffen haben weiter 
Bestand. 

 

Tätigkeiten und Arbeitsbereiche mit biolo-
gischen Arbeitsstoffen 
 
Landwirtschaft ( Getreideproduzenten, Tier-
züchter), Veterinäre, Tierpfleger, Zooarbeiter, 
Fleischverarbeitung, Fischerei, Aquarienhand-
lungen, Vogelzüchtung, Gärtner, Pilzzüch-
tung, Forstwirtschaft, Leder- und Pelzindust-
rie, Textilindustrie, Baumwoll-, Flachs-, Hanf-
spinnerei, Müllverarbeitung, -sortierung, Kom-
postierung, Deponien, Metallver- und -
bearbeitung, Brauerei, Holzverarbeitung, Pa-
pierwerke, Archive, Museen, Druckereien, 
Schwimmbäder, Saunen, Wäschereien, 
Bergwerke, Klär- und Kanalanlagen, Biotech-
nologie (Forschung, Produktion), Gesund-
heitswesen, Krankenhäuser, Rettungsdienste, 
diagnostische Laboratorien 
 
ausführliche Angaben in: BIA Report (7/98) Grenzwertliste 
- Biologische Einwirkungen 
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Die Zuständigkeit im Vollzug der Biostoff-
verordnung liegt bei den Ländern.  
 
 
Novellierung 
 
Gegenwärtig bereitet das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA) 
eine Änderung der BioStoffV vor. Es ist 
vorgesehen § 15 BioStoffV – Arbeitsmedi-
zinische Vorsorge – inhaltlich an die Neu-
konzeption der arbeitsmedizinischen Vor-
sorge der Gefahrstoffverordnung 
(GefStoffV) und der Gentechniksicher-
heitsverordnung (GenTSV) anzupassen. 
Die vorgesehenen Änderungen können in 
Artikel 11 des Referentenentwurfes zur 
Anpassung der GefStoffV an die EG-RL 
98/24 und anderer EG-Richtlinien vom 
09.05.2003 nachgelesen werden 
(www.bmwa.bund.de). 
 
Mit der Neuformulierung des § 15 Bio-
StoffV wird der Begriff der arbeitsmedizini-
schen Vorsorge für Tätigkeiten mit biologi-
schen Arbeitsstoffen im Verordnungstext 
selbst definiert und der Inhalt bestimmt. 
Außerdem wird die Unterrichtungspflicht (§ 
12 BioStoffV) um eine allgemeine arbeits-
medizinische Beratung der Beschäftigten 
erweitert. Diese beinhaltet Informationen 
zu tätigkeits- und arbeitsstoffbezogenen 
Gesundheitsgefährdungen sowie Impf-
möglichkeiten und soll vorzugsweise durch 
den Betriebsarzt vorgenommen werden. 
Es muss kritisch hinterfragt werden, in-
wieweit diese Tätigkeitserweiterung mit 
der ohnehin schon eng begrenzten 
Einsatzzeit des Betriebsarztes vereinbar 
ist.  
 
Mit der beabsichtigten Novellierung än-
dern sich auch die Anforderungen an den 
untersuchenden Arzt. Eine Ermächtigung 
durch die zuständige Behörde entfällt. Der 
Wegfall der Ermächtigung wird kontrovers 
diskutiert und es bleibt abzuwarten, ob 
sich dieser Vorstoß des BMWA im parla-
mentarischen Verfahren durchsetzen wird.  
 
Die Untersuchungsanlässe werden im 
neuen § 15a geregelt. Es bleibt bei Pflicht- 
und Angebotsuntersuchung, wobei eine 
Pflicht zur arbeitsmedizinischen Untersu-
chung für Tätigkeiten mit chronisch schä- 
 

digenden oder impfpräventablen biologi-
schen Arbeitsstoffen besteht. Entspre-
chende biologische Arbeitsstoffe werden 
beispielhaft im Anhang VI genannt. In der 
Endfassung des Anhanges sollte auch 
wieder eine Kopplung an Tätigkei-
ten/Bereiche vorgenommen werden.  
 
Vom Referenten wird kritisiert, dass im 
Verordnungsentwurf für Beschäftigte, die 
Arbeiten mit biologischen Arbeitsstoffen 
der RG 4 durchführen, eine arbeitsmedizi-
nische Untersuchung nicht vorgesehen ist. 
Der Arbeitgeber hat zwar gemäß § 15 (1) 
BioStoffV (neu) auch in diesen Fällen für 
eine angemessene Vorsorge zu sorgen 
und ist nach § 15 (a) Absatz 5 auch ver-
pflichtet nach Exposition eine Vorsorgeun-
tersuchung anzubieten, aber es ist auch 
unter Beachtung der öffentlichen Diskussi-
on nicht nachvollziehbar, dass der Verord-
nungsgeber für diese Tätigkeiten keine 
eindeutige Regelung trifft, zumal bei biolo-
gischen Arbeitsstoffen der RG 3, die nicht 
impfpräventabel bzw. nicht chronisch 
schädigend sind, zumindest ein Angebot 
einer arbeitsmedizinischen Vorsorgeunter-
suchung gemacht werden muss. Gegen 
arbeitsmedizinische Untersuchungen 
sprechen die durch Mikroorganismen RG 
4 ausgelösten akuten Erkrankungen und 
fehlende Untersuchungsinhalte. Allerdings 
entfällt durch die Nichtberücksichtigung die 
Untersuchung zur Eignung, die Früher-
kennung von Gesundheitsstörungen (z. B. 
die geänderte Abwehrlage durch andere 
Erkrankungen) entsprechend § 15 (1) 3. 
Stabstrich, die Arbeitsplatzbegehung, die 
individuelle Befragung und Beratung des 
Beschäftigten gemäß § 15 (2) 2. Satz. 
Diese Untersuchungsteile sind im Zusam-
menhang mit Mikroorganismen der RG 4 
als Erst- und auch als wiederkehrende 
Untersuchung sinnvoll. 
 
Mit der vorgesehenen Novellierung wird 
zugleich klargestellt, dass die Durchfüh-
rung einer Pflichtuntersuchung Beschäfti-
gungsvoraussetzung ist.  
 
Der Zeitraum bis zur Verabschiedung und 
Inkrafttreten der Novellierung der Bio-
StoffV ist im Zusammenhang mit der o. g. 
Verordnung zur Anpassung der GefStoffV 
zu sehen und z. Z. nicht weiter eingrenz- 
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bar. Bleibt es inhaltlich bei der im vorlie-
genden Entwurf vorgesehenen Anpassung 
der BioStoffV, kann davon ausgegangen 
werden, dass die Änderungen für die Pra-
xis keinen zusätzlichen Aufwand bedeu-
ten.  
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Übersicht über den Stand der Technischen Regeln für Biologische Arbeitsstoffe1)  
 
Die technischen Regeln für Biologische Arbeitsstoffe (TRBA) geben den Stand der sicher-
heitstechnischen, arbeitsmedizinischen, hygienischen sowie arbeitswissenschaftlichen An-
forderungen zum Umgang mit biologischen Arbeitsstoffen wieder. Sie werden vom Aus-
schuss für Biologische Arbeitsstoffe (ABAS) aufgestellt und von ihm der Entwicklung ent-
sprechend angepasst. Die TRBA werden vom Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 
(BMWA) im Bundesarbeitsblatt bekannt gegeben2). 
 
 
 
 
 
TRBA 001 (Mai 2000) 

Allgemeines und Aufbau des Technischen Regelwerkes zur Biostoffverord-
nung, Anwendung von Technischen Regeln für Biologische Arbeitsstoffe 
(TRBA) 
BArbBl. Heft 5/2000 S. 52 

 
TRBA 002 (Dezember 1999) 

Übersicht über den Stand der Technischen Regeln für Biologische Arbeits-
stoffe 
BArbBl. Heft 12/1999 S. 54 

 
 
 
 
 
TRBA 100 (Neufassung April 2002) 

Schutzmaßnahmen für gezielte und nicht gezielte Tätigkeiten mit biologi-
schen Arbeitsstoffen in Laboratorien 
BArbBl. Heft 04/2002 S. 122-127 
 

TRBA 105 (März 1998) 
Sicherheitsmaßnahmen bei  Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen der 
Risikogruppe 3** 
BArbBl. Heft 4/1998 S. 78-83 
1. Änderung/Ergänzung BArbBl. Heft 5/2000 S. 50 
 

TRBA 120 (Neufassung Mai 2000) 
Versuchstierhaltung 
BArbBl. Heft 5/2000 S. 48 
 

TRBA 210 (Juni 1999) 
Abfallsortieranlagen: Schutzmaßnahmen 
BArbBl. Heft 6/1999 S. 77-81 

 
TRBA 211 (August 2001) 
 Biologische Abfallbehandlungsanlagen: Schutzmaßnahmen 
 BArbBl. Heft 8/2001 S. 83-89 

1. Ergänzung BArbBl. Heft 10/2002 S. 84-85 
 
TRBA 212 (Oktober 2003) 
 Thermische Abfallbehandlung: Schutzmaßnahmen 
 BArbBl. Heft 10/2003 S. 
 
TRBA 220 (April 2002) 

Sicherheit und Gesundheit bei Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen in 
abwassertechnischen Anlagen 

 BArbBl. Heft 04/2002 S. 128-134 
 

1. Technische Regeln der Reihe 001 – 099 
 Allgemeines, Aufbau und Anwendung 

2. Technische Regeln der Reihe 100 – 299 
 Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen 
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TRBA 230 (Juni 2000) 
 Landwirtschaftliche Nutztierhaltung 
 BArbBl. Heft 6/2000 S. 57-58 
 
TRBA 240 (März 2003) 
 Schutzmaßnahmen bei Tätigkeiten mit mikrobiell kontaminiertem Archivgut 
 BArbBl. Heft 3/2003 S. 60-66 
 
TRBA 250 (Oktober 2003) 
 Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitsdienst und in der Wohlfahrtspflege 
 Verabschiedet Mai 2003, noch nicht veröffentlicht, voraussichtlich BArbBl. Heft 10 
 
 

 
 

 
TRBA 300  
 Arbeitsmedizinische Vorsorge 

In Bearbeitung, Veröffentlichung im BArbBl. nach Verabschiedung (frühestens 
2003) 

 
TRBA 310 (April 1997) 

Arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen nach Anhang VI Gentechnik-
Sicherheitsverordnung 
BArbBl. Heft 7-8/1997 S. 87-93 
1. Änderung/ Ergänzung BArbBl. Heft 3/1998 S. 67-70 
2. Änderung/ Ergänzung BArbBl. Heft 12/1998 S. 36-39 

 
 
 
 
 
TRBA 400 (August 2001) 
 Handlungsanleitung zur Gefährdungsbeurteilung bei Tätigkeiten mit biologi-

schen Arbeitsstoffen 
 BArbBl. Heft 8/2001 S. 89-99 
 1. Korrektur BArbBl. Heft 04/2002 S. 122 
 
 
TRBA 405 (Neufassung Mai 2001) 

Anwendung von Messverfahren für luftgetragene Biologische Arbeitsstoffe 
BArbBl. Heft 5/2001 S. 58-61 
1. Änderung und Ergänzung BArbBl. heft 3/2003 S. 59-60 

 
TRBA 430 (Neufassung August 2001) 

Verfahren zur Bestimmung der Schimmelpilz/Hefenkonzentration in der Luft 
am Arbeitsplatz 
BArbBl. Heft 8/2001 S. 79-83 

!   Aufgehoben BArbBl. Heft 3/2003 S.68 
 

TRBA 450 (Juni 2000) 
 Einstufungskriterien für Biologische Arbeitsstoffe 
 BArbBl. Heft 6/2000 S 58 – 61 

1. Änderung/Ergänzung BArbBl. Heft 04/2002 S. 127-128 
2. Ergänzung BArbBl. Heft 10/2002 S. 86 
 

TRBA 460 (Neufassung Oktober 2002) 
Einstufung von Pilzen in Risikogruppen 
BArbBl. Heft 10/2002 S. 78-84 

 
 
  

3. Technische Regeln der Reihe 300 – 399 
Arbeitsmedizinische Vorsorge 

4. Technische Regeln der Reihe 400 – 499 
 Arbeitsplatzbewertung 
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TRBA 462 (August 1998) 
Einstufung von Viren in Risikogruppen 
BArbBl. Heft 12/1998 S. 41-43 

 
TRBA 464 (April 2002) 

Einstufung von Parasiten in Risikogruppen 
BArbBl. Heft 04/2002 S. 134-138 
1. Ergänzung BArbBl. Heft 10/2002 S. 86 

 
TRBA 466 (Oktober 2002) 
 Einstufung von Bakterien in Risikogruppen 
 BArbBl. Heft 10/2002 S. 87-146 

 
 
 
 
 
TRBA 500 (Juni 1999) 

Allgemeine Hygienemaßnahmen: Mindestanforderungen 
BArbBl. Heft 6/1999 S. 81-82 

 
 
 

 
 
 
Beschluss 601 (Mai 2000) 

Sicherheitstechnische Anforderungen zur Tuberkulosediagnostik in Labora-
torien 
BArbBl. Heft 5/2000 S. 53 
1. Aktualisierung BArbBl. Heft 11/2000 S. 36 
1.   Korrektur BArbBl. Heft 5/2001 S. 61 

 
Beschluss 602 (Januar 2001) 
 Spezielle Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten vor Infektionen durch 

BSE-Erreger 
1. Aktualisierung/Ergänzung BArbBl. Heft 08/2001 S. 75 – 77 
2. Aktualisierung/Ergänzung BArbBl. Heft 04/2002 S. 128 
3. Aktualisierung/Ergänzung BArbBl. Heft 10/2002 S. 86-87 
4. Aktualisierung/Ergänzung BArbBl. Heft 10/2003 S. 
 

Beschluss 603 (Neufassung März 2003) 
 Schutzmaßnahmen bei Tätigkeiten mit Transmissibler Spongiformer En-

zephalopathie (TSE) assoziierten Agenzien in TSE Laboratorien 
 BArbBl. Heft 3/2003 S. 55-59 
 
Beschluss 604 (April 2002)  

Sicherheitstechnische Anforderungen bei der Milzbranddiagnostik 
BArbBl. Heft 04/2002 S. 139-140 
1. Änderung BArbBl. heft 3/2003 S. 60 

 
Beschluss 605 (Oktober 2002) 

Tätigkeiten mit poliowildvirus-infiziertem und/oder potentiell infektiösem Ma-
terial einschließlich der sicheren Lagerung von Poliowildviren in Laborato-
rien 
BArbBl. Heft 10/2002 S. 146-148 

 
Beschluss 606 (März 2003) 
 Biologische Arbeitsstoffe mit sensibilisierender Wirkung 
 BArbBl. Heft 3/2003 S. 66-68 
 

5. Technische Regeln der Reihe 500 – 599 
 Hygiene-, Desinfektionsmaßnahmen 

6. Technische Regeln der Reihe 600 – 699 
 Sonstige Bekanntmachungen des Bundesministeriums für Arbeit und  
 Sozialordnung 
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Beschluss 607 (Oktober 2003) 
 Anforderungen an Sortieranalysen 
 BArbBl. Heft 10/2003 S. 
 
Beschluss 608 (Oktober 2003) 

Empfehlungen spezieller Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten vor In-
fektionen durch den Erreger der Klassischen Geflügelpest 
BArbBl. Heft 10/2003 S. 
 

 
1)  Grundlage der Zusammenstellung ist die TRBA 002 (Ausgabe Dezember 1999), ergänzt um die 

Veröffentlichungen des BMA/BMWA und Verabschiedungen des ABAS mit Stand vom Oktober 
2003.  

2) Der Text der aufgeführten TRBA/Beschlüsse ist auch unter www.baua.de/prax veröffentlicht. 
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Joachim Müller, HIS Hannover 
 

Umsetzung des ASiG in den 
Hochschulen des Landes 
Nordrhein-Westfalen 
 
 
Einleitung 
 
Das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit 
des Landes Nordrhein-Westfalen hat eine 
Firma beauftragt, eine „Machbarkeitsstu-
die zur Umsetzung des Arbeitssicherheits-
gesetzes (ASiG) in den Dienststellen und 
Einrichtungen des Landes NRW“ zu erstel-
len. Hintergrund dieser Initiative des Lan-
des ist es, die erforderlichen Einsatzzeiten 
für Sicherheitsfachkräfte und Betriebsärzte 
in Hochschulen kritisch zu überprüfen. 
Diese Einsatzzeiten sind zwar in der GUV-
V A 6/7 (Unfallverhütungsvorschrift Be-
triebsärzte, Sicherheitsingenieure und 
andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit) 
verbindlich festgelegt, ermöglichen jedoch 
Interpretationsspielräume. Das Ministeri-
um für Wissenschaft und Forschung hat 
sich anschließend mit der Bitte an HIS 
gewandt zu prüfen, ob die Ergebnisse aus 
einer im Jahre 1994 durchgeführten Erhe-
bung zur Organisation des Arbeits- und 
Umweltschutzes nicht für die o. g. Unter-
suchung genutzt werden könnten und da-
durch eine umfangreiche Erhebung in den 
Hochschulen zu vermeiden wäre.  
 
 
Einsatzzeiten der Fachkräfte und 
Betriebsärzte 
 
Problematik 
 
In Hochschulen erfolgt bundesweit die 
Berechnung der Einsatzzeiten für Fach-
kräfte für Arbeitssicherheit und Betriebs-
ärzte auf Grundlage der GUV-V A 6/7, 
soweit die beschäftigten MitarbeiterInnen 
bei den öffentlichen Unfallkassen versi-
chert sind, was – mit Ausnahme einiger 
drittmittelfinanzierter Forschungsprojekte – 
in der Regel der Fall ist. In dieser Berech-
nung sind Merkmale für Betriebsarten 
festgeschrieben, wobei vier Gruppen un-
terschieden werden, denen eine unter- 
 

schiedliche sicherheitstechnische bzw. 
arbeitsmedizinische Gefährdungsrelevanz 
zugrunde liegt. Für die Einordnung der 
Betriebe in die vier Gruppen ist das Be-
triebsartenverzeichnis maßgebend. 
Grundsätzlich gilt: Mit steigender Gefähr-
dungsrelevanz erhöhen sich auch die vor-
geschriebenen Einsatzzeiten. Die Einsatz-
zeiten werden in Stunden pro Jahr und 
Arbeitnehmer berechnet (s. § 2 (1) GUV-V 
A 6/7). Arbeitnehmer sind die bei der Lan-
desunfallkasse (LUK) versicherten Be-
triebsangehörigen. Beamte und Studie-
rende zählen nicht dazu. (Im Arbeits-
schutzgesetz (ArbSchG) sind die Beamten 
den Beschäftigten explizit gleichgestellt.)  
 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit errechnen 
die erforderliche Stundenzahl (Std./Jahr u. 
Arbeitnehmer) mit dem Faktor 0,3 für Bü-
robetriebe (Verwaltungen) (entspricht 
Gruppe 4) und dem Faktor 1,5 für alle an-
deren Betriebsarten (Gruppen 1 bis 3). 
Betriebsärzte errechnen die Einsatzzeiten 
nach einem differenzierteren Schlüssel 
von 0,2 (Gruppe 1) für Bürobetriebe bis 
1,2 (Gruppe 4). Gemäß Betriebsartenver-
zeichnis können für Hochschulen die 
Gruppen 1 bis 4 und für Unikliniken nur die 
Gruppe 1 zur Anwendung kommen (s. 
Anlage 2). 
 
Derzeitige Praxis in den Hochschulen ist, 
dass die Einsatzzeiten für Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit gemäß Betriebsartenver-
zeichnis im Anhang der GUV-V A 6/7 er-
folgen. D. h. die Hochschulen können die 
Einsatzzeiten für ihre Beschäftigten je 
nach Art der Beschäftigung in die Gruppen 
1 bis 4 einordnen; hieraus ergeben sich 
bei Fachkräften 1,5 oder 0,3 Stunden und 
bei Betriebsärzten 0,2, 0,25, 0,6 oder 1,2 
Stunden je Beschäftigten und Jahr. Inwie-
weit die Hochschulen diese Vorgabe auch 
ausschöpfen, ist nicht bekannt. Zu vermu-
ten ist, dass bei Fachkräften für Arbeitssi-
cherheit der Faktor 1,5 überbewertet wird. 
Studierende werden bei der Berechnung 
nicht berücksichtigt.  
 

Zu prüfen ist, ob durch diese Praxis (de-
taillierte Ermittlung der tatsächlichen Rele-
vanz der sicherheitstechnischen bzw. be-
triebsärztlichen Betreuung) ausreichend 
gewürdigt wird, dass ein nicht unerhebli- 
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cher Teil der Hochschulen eigentlich der 
Betriebsart Bürobetrieb und damit dem 
Faktor 0,3 zuzuordnen ist. Faktisch wird 
durch eine relativ undifferenzierte Vorge-
hensweise eine zu hohe erforderliche 
Einsatzzeit errechnet. Für die Hochschul-
kliniken ergibt sich diese Zuordnungsprob-
lematik nicht, da das Betriebsartenver-
zeichnis nur die Betriebsart Gruppe 1 zu-
lässt. 

 
Neben dieser Problematik der Zugrunde-
legung eines Faktors für eine an sich hete-
rogene Einheit spielt bei der Bestimmung 
der Einsatzzeiten weiterhin eine Rolle, 
dass Beamte nicht als Arbeitnehmer für 
die Berechnung der Einsatzzeiten zählen 
(in den im Folgenden angestellten Be-
rechnungen sind jedoch, die Beamten 
einbezogen) und dass die Vorschriften nur 
Beschäftigte nennen, Vollzeit und Teilzeit 
wird nicht differenziert. (Zur grundsätzli-
chen Problematik der Einsatzzeiten als 
Strukturprinzip für den Arbeitsschutz in 
Hochschulen s. u.) 
 
 
HIS-Erhebungen 
 
HIS hat die 1994 von den Hochschulen 
aus Nordrhein-Westfalen zugesandten 
Erhebungsbögen gesichtet und die für 
diese Themenstellung relevanten Informa-
tionen bzw. Zahlenangaben zum Arbeits-
schutz im Allgemeinen und zur Umsetzung 
des ASiG im Speziellen herausgezogen. 
Bei der Datenanalyse ist zu berücksichti-
gen, dass sich 
 

• seit 1994 an den Hochschulen des 
Landes einige (wenn auch wenige) 
strukturelle Veränderungen (z. B. Um-
strukturierung einiger Fachhochschu-
len) vollzogen haben,  

• einige Hochschulen, insbesondere mit 
der Einführung von Managementsys-
temen im Arbeitsschutz, ihre Binnen-
struktur verändert haben.   

HIS hat bei der Erhebung 1994 die Perso-
nalstellen aufgabenbezogen und nicht 
unter dem Aspekt Umsetzung des ASiG 
erfasst. Die Daten ließen sich aber wie 
folgt aufbereiten:  

• Die Personalausstattung der Organisa-
tionseinheiten für Arbeits- und Um-
weltschutz lässt sich grob in die beiden 
Bereiche Arbeits- und Umweltschutz 
aufteilen  

• Im Bereich Arbeitsschutz können jene 
Personalstellen ausgewiesen werden, 
die nach Hochschulangaben zu 100 % 
mit der Umsetzung des ASiG betraut 
sind, und jene, die sich nicht primär 
um die Umsetzung des ASiG, aber 
dennoch mit originären Aufgaben des 
Arbeitsschutzes befassen (z. B. Brand-
schutz, Umsetzung der Gefahrstoff-
verordnung).  

 
Aktualisiert hat HIS die damaligen Basis-
zahlen der Hochschulen zum Bestand an 
wissenschaftlichem und nichtwissen-
schaftlichem Personal sowie an Studie-
renden. Neben den Gesamtzahlen hat HIS 
mit Unterstützung des Landesamtes für 
Datenverarbeitung und Statistik NRW die-
se nach Fachbereichen differenziert.  
Hierdurch wird es HIS ermöglicht, modell-
haft alternative Berechnungen von 
Einsatzzeiten nach verschiedenen (!) Be-
triebsarten (z. B. FB Chemie Faktor 1,5, 
zu FB Psychologie Faktor 0,3) für die Be-
schäftigten, aber auch für den Fall der 
Berücksichtigung von Studierenden 
durchzuführen. 

 
In der Modellrechnung hat HIS folgende 
Zuordnungen von Personalzahlen (und 
Studierendenzahlen) vorgenommen:  
 
• Gruppe 1: Fächergruppen und Stu-

dienbereiche sowie Verwaltung, in de-
nen i. d. R. MitarbeiterInnen bzw. Stu-
dierende geringen Gefährdungen 
und/oder Belastungen ausgesetzt sind, 
wurden mit dem Faktor 0,3 berechnet. 
FG Rechts-, Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaften 
FG Sprach- und Kulturwissenschaften 
FG Kunst, Kunstwissenschaft 
SB Mathematik, Informatik, Architektur, 
Raumplanung, Vermessungswesen (s. 
u.) 
Verwaltung (ohne Bereich Technik)  

• Gruppe 2: Fächergruppen und Stu-
dienbereiche sowie Verwaltung, in de-
nen i. d. R. MitarbeiterInnen bzw. Stu- 
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dierende größeren Gefährdungen 
und/oder Belastungen ausgesetzt sind, 
wurden mit dem Faktor 1,5 berechnet: 
FG Mathematik, Naturwissenschaften 
(ohne SB: Mathematik, Informatik) 
FG Agrar-, Forst- und Ernährungswis-
senschaften 
FG Ingenieurwiss. (ohne SB: Architek-
tur, Raumplanung, Vermessungswe-
sen) 
FG Sport 
Verwaltung (nur Bereich Technik)  

 
 

Ergebnisse der Berechnungen 
 
Eine veränderte Berechnungsgrundlage 
der Einsatzzeiten für die Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, zukünftig nicht mehr 
einheitlich einen Faktor von 1,5, sondern 
für Fachbereiche der Gruppe 1 (s. o.) den 
Faktor 0,3 für Büroarbeitsplätze zugrunde 
zu legen, führt zu einer erheblichen Redu-
zierung der erforderlichen Einsatzzeiten. 
Rechnerisch ergibt sich für die Universitä-
ten des Landes eine Reduzierung der 
„notwendigen“ Anzahl an Fachkräften für 
Arbeitssicherheit von 36 auf 18 und für die 
Fachhochschulen von sechs auf drei. 
  
Ein Vergleich der Berechnungen auf Basis 
des Faktors 1,5 mit dem seinerzeit in der 
Erhebung von HIS ermittelten „zu 100 % 
mit der Umsetzung des ASiG“ beauftrag-
ten Personal ergäbe ein rechnerisches 
Defizit von Sicherheitsfachkräften; nimmt 
man die Personalzahlen mit ASiG-
ähnlichen Aufgaben hinzu, ergäbe sich 
hingegen ein Plus im Bestand an Stellen.  
 
Nicht berücksichtigt sind hierbei bisher die 
in der amtlichen Statistik als „wissen-
schaftliches Personal nebenamtlich“ auf-
geführten Personenzahlen. Rein formal 
müsste diese Gruppe mit in die Berech-
nung der Einsatzzeiten einbezogen wer-
den, da in der GUV-V A 6/7 nur Versicher-
ten (ohne Differenzierung von Voll- und 
Teilzeit) gesprochen wird. Die Relevanz 
dieser Gruppe wird deutlich bei der Ermitt-
lung der Einsatzzeiten. Allein für dieses 
Personal wären bei einem Faktor von 0,3 
in den Universitäten mehr als vier Fach-
kräfte für Arbeitssicherheit einzusetzen.  
 

Würde man die Einsatzzeiten der Fach-
kräfte für Arbeitssicherheit auf die Studie-
renden ausdehnen, was derzeit formal-
rechtlich nicht der Fall ist, würde dies für 
alle Hochschulen im Lande Nordrhein-
Westfalen bei einem Faktor von 1,5 fast 
400 Fachkräfte für Arbeitssicherheit und 
bei o. g. differenzierter Betrachtung (Fak-
tor 1,5 und 0,3) immerhin noch 130 Fach-
kräfte für Arbeitssicherheit erfordern. 
 
Analog der Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
hat HIS auch Modellrechnungen zur Er-
mittlung der erforderlichen Einsatzzeiten 
für Betriebsärzte durchgeführt. Dieses 
erfolgte für die Hochschulen nach der Auf-
schlüsselung in die Gruppen 4 (Faktor 0,2) 
und 3 (Faktor 0,25); die Gruppen 2 und 1 
wurden nicht angewendet. Für Hochschul-
kliniken kommt allerdings ausschließlich 
Gruppe 1 (Faktor 1,2) zur Anwendung. 
Rechnerisch ergibt sich nach diesem 
Schlüssel für die Universitäten des Landes 
die Erfordernis von vier und für die Klini-
ken eine von 26 Betriebsärzten. Für Fach-
hochschulen werden maximal Einzelwerte 
von 0,1 erreicht. 
 
 
Fazit 
 
Auf Basis von Datenmaterial bei HIS über 
Beschäftigte und Studierende an den 
Hochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen lassen sich differenzierte Mo-
dellrechnungen über die Einsatzzeiten für 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit und Be-
triebsärzte vornehmen. Bekannt sein 
müsste allerdings für eine Beurteilung, mit 
welcher arbeitsschutzpolitischen Zielset-
zung Veränderungen in der Einordnung 
nach Betriebsarten sowie in der Einbezie-
hung von Personengruppen vorgesehen 
werden.  
 

• Eine Differenzierung der Hochschule 
in unterschiedliche Betriebsarten wür-
de den bisher errechneten Aufwand für 
die Umsetzung des ASiG erheblich 
senken.  

• Im Gegensatz dazu würde eine Einbe-
ziehung der Studierenden die dann 
notwendigen Einsatzzeiten an Hoch-
schulen drastisch (um den Faktor fünf) 
erhöhen.  
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Eine Fokussierung der Organisation und 
Aufgabenwahrnehmung im Arbeitsschutz 
von Hochschulen auf die Umsetzung des 
ASiG trifft im Übrigen den tatsächlichen 
Entwicklungsstand im gemeinsamen Ar-
beitsfeld Arbeits-, Gesundheits- und Um-
weltschutz in Hochschulen gegenwärtig 
nicht mehr. Dies lässt sich an folgenden 
Punkten thematisieren:  
 

• Die Hochschulen haben in der Praxis 
die Synergien von Arbeits-, Gesund-
heits- und Umweltschutz genutzt und i. 
d. R. gemeinsame Organisationsstruk-
turen entstehen lassen. Hier sind ab-
lauforganisatorisch und personell die 
Aufgaben miteinander eng verwoben 
worden. Eine formal-juristische Tren-
nung der Aufgaben nach ASiG würde, 
wie die Praxis in anderen Bundeslän-
dern zeigt, diese Synergien zerstören, 
neue Doppelstrukturen entstehen las-
sen oder eine an formalen Aufgaben-
beschreibungen des ASiG und zu Las-
ten moderner Managementstrukturen 
orientierte Arbeitsschutzorganisation 
entstehen lassen. Mit der dezidierten 
Zuweisung von Aufgaben (gemäß  
ASiG) auf definierte Personen werden 
Synergieeffekte, die sich aus einer 
aufgabenübergreifenden Tätigkeit er-
geben, erschwert.  

• Hieraus ergibt sich, dass bei einer ex-
ternen Vergabe der arbeitssicherheits-
technischen Betreuung der Hochschu-
len diese Synergieeffekte verloren ge-
hen. Vielmehr würde die Tendenz ent-
stehen, einen „dualen“ Arbeitsschutz 
zu etablieren. 

• Die konkreten Aufgabeninhalte gemäß 
ASiG sind im Gesetz nur sehr grob be-
schrieben (§ 6 ASiG), da mehr über 
Methoden und weniger über Arbeitsin-
halte ausgesagt wird. Hieraus ergibt 
sich, dass eine Konkretisierung der 
Aufgabeninhalt gemäß ASiG vorzu-
nehmen wäre. 

 
 
 
 
 
 
 

• Derzeit nehmen Beschäftigte im Ar-
beitsschutz mit formaler Qualifikation 
zur Sicherheitsfachkraft faktisch auch 
andere Tätigkeiten im Arbeitsschutz, 
ggf. auch Umweltschutz wahr. Der 
Kunde „Hochschullehrer“ nimmt dieses 
integrierte Arbeitsangebot in den 
Hochschulen positiv auf, da die forma-
le Aufgabendifferenzierung nach 
Rechtsvorschriften für „Nicht-Insider“ 
unverständlich ist. Eine Trennung von 
Aufgaben unter dem Aspekt ASiG 
würde hier auf großes Unverständnis 
stoßen.  

 
 
Der Autor: Dipl.-Geogr. Joachim Müller ist 
Projektleiter im Arbeitsgebiet Arbeits- und 
Umweltschutz bei HIS. 
 
Kontakt: jmueller@his.de 
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